
927 Milliarden Euro. So 
viel besaßen die reichs-
ten 10  % der österreichi-
schen Bevölkerung Ende 
Mai 2014. Das sind etwa 
70  % des Gesamtvermö-
gens. Uns, den restlichen 

90  %, bleiben gerade mal 
die übrigen 30  %. Allei-
ne das reichste Prozent der 
ÖsterreicherInnen besitzt 
laut einer Studie 469 Mil-
liarden – mehr als die un-
teren 90 %. Das Vermögen 
der Reichen wächst laut 

dem „Reichtumsticker“ 
der AK Linz um 900 Euro 
pro Sekunde.

Wenn uns nun Politike-
rInnen, egal welcher Farbe, 
einreden wollen, dass nun 
mal gespart werden müs-

se, weil kein Geld da sei, 
dann ist das eine schlich-
te Lüge. Während es für 
uns seit Jahren Kürzungen 
und Verschlechterungen 
hagelt, konnten die Rei-
chen die Krise ausnutzen, 
um noch mehr Vermögen 

anzuhäufen. Das Budget 
2014/2015, das nun ein-
hellig beschlossen wurde, 
wird Kürzungen bei Bil-
dung und Sozialem, bei 
Gesundheit und bei Jobs 
bringen. Die Reichen wer-
den wieder kaum zur Kas-
se gebeten. Auch bei der 
Debatte um die Steuerre-
form sind die Vorschläge 
der SPÖ nichts als ein sehr 
kleiner Tropfen auf einen 
sehr großen, sehr heißen 
Stein. Österreichs Reiche 
sind „so reich wie noch 
nie“ (orf.at), gleichzeitig 
haben wir die höchste Ar-
beitslosigkeit seit 2014, ei-
ne Aushöhlung des Sozial-
staats und eine Pleitewelle.

Dieser skandalöse Zu-
stand kann nicht schön-

gefärbt, ausgesessen oder 
mit symbolischen Maß-
nahmen zurechtgerückt 
werden. Wir können uns 
die Superreichen nicht 
mehr leisten! Die Super-
reichen haben sich ihr 
Geld nicht „erarbeitet“. 
Die reichsten 20  % stel-
len 60  % der Erbschaften 
in Österreich. Mateschitz, 
Stronach & Co wurden 
reich durch Ausbeutung 
und Auslagerung. Die Rei-
chen eignen sich privat an, 
was wir alle, als Gesell-
schaft, an Wert produzie-
ren. Der Staat schützt sie 
dabei. Das ist das Grund-
prinzip des Kapitalismus – 
und es wird von Tag zu Tag 
unerträglicher. Wir brau-
chen ausfinanzierte Schu-

len, Spitäler und Sozial-
einrichtungen. Wir brau-
chen ausreichend gut be-
zahlte Jobs und leistbare 
Mieten. 

Das alles ist möglich, das 
Geld dafür ist da. Holen 
wir es uns, wo es ist!	  
		  Sebastian Kugler

Die SLP fordert: 
FF Rücknahme aller 
Kürzungen der 
letzten Jahre!
FF Enteignung der 
Superreichen!
FFWeg mit Massensteuern 
wie der Umsatz- und 
Mehrwertsteuer.
FF 10 Milliarden EUR 
für Bildung & 
Soziales - Jetzt!
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Österreichs Reiche sind 
so reich wie noch nie – 
es ist also genug Geld da!

Kinderarmut im 12-reichsten Land
Kalte Wohnung, Probleme in der Schule, weniger 
Chancen - Realität für hunderttausende Kinder 
in Österreich. Schockierende Zahlen, die zyni-
schen Antworten der Politik, ein krankes System 
und seine Krisen. Wie hierzulande Armut wei-
tervererbt wird und was die bürgerliche Familie 
damit zu tun hat. Dass Krokodilstränen nichts 
bringen, ist klar, aber was dann?	 Seite 2

Ein Sozialist im EU-Parlament
Erstmals seit 1945 gab es bei den Lokalwahlen in 
England & Wales eine breit antretende linke Al-
ternative: Die Trade Union and Socialst Coalition 
(TUSC), in der die Socialist Party (CWI in Eng-
land & Wales) eine Schlüsselrolle spielt, trat für 
mehr als 500 Mandate in 90 Gebieten an und er-
hielt über 65.000 Stimmen. Ein Schritt zu einer 
neuen ArbeiterInnenpartei.                              Seite 12

Schwerpunkt
Der 1. Weltkrieg ist nicht ein-
fach passiert, sondern war 
der Kampf der imperialis-
tischen Staaten  Europas 
um Einfluss, Macht und 
Geld. Und die Sozialde-
mokratie unterstützte die 
Kriegstreiber.    Seiten 7-10
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Mit Juni 1914 bricht der 1. Weltkrieg aus. Ein schrecklicher, noch nie dagewesener Krieg über-zieht Europa und schließ-lich die Welt. Eine Über-raschung war der Kriegs-ausbruch trotzdem nicht. Schon seit Ende des 19. Jahrhunderts standen die Zeichen ganz offensicht-lich auf Sturm. Die Po-litik bemühte sich auch gar nicht um Geheim-haltung. Ganz im Gegen-

teil, die Diplomatie der Großmächte versuchte offen, sich durch Bünd-nisse in eine möglichst günstige Ausgangssitua-tion zubringen. Im deut-schen Reichstag wurde über mögliche Kriegsziele diskutiert. 1897 forderte Bernhard von Bülow (spä-ter Kanzler im Reichstag): „(…) wir verlangen unse-ren Platz an der Sonne.“ Das hieß Kolonien, Ab-satz- und Rohstoffmärk-te. Auf der Gegenseite 

mobilisierte die interna-tionale Sozialdemokra-tie mit eigenen Kongres-sen gegen den kommen-den Krieg. Überraschend sieht anders aus.

Im Nachhinein und bis heute allerdings wird versucht die Geschich-te umzuschreiben. Der Ausbruch des Krieges sei ein riesiges Missgeschick gewesen, das mehr oder minder zufällig passiert 

sei. Niemand hätte wirk-lich einen Krieg gewollt. Also quasi ein Ausrut-scher. Dabei wird die Er-mordung des österrei-chischen Thronfolgers in Sarajewo zu dem ein-schneidenden Ereignis schlechthin hochstili-siert nach dem kein Frie-den mehr möglich war. In Wirklichkeit aber gab es die Jahre zuvor mit den Marokko-Krisen oder der Annexion Bosniens durch Österreich bedeutendere 

Ereignisse. Dass der Krieg aber dann wirklich 1914 ausgebrochen ist, war ei-ne bewusste Entschei-dung. In Wien, Berlin, Pa-ris, London und Moskau wollte man den Krieg – notfalls auch durch einen nebensächlichen Auslöser wie eben das Attentat in Sarajewo. Unterschiedli-cher Meinung waren die herrschenden Eliten da-bei lediglich bei der In-tensität, der Ausbreitung 

und des jeweils bestmög-lichen Zeitpunkts.
Das finden von Auslö-sern und „Gründen“ für Kriege beschäftigt Politik und Diplomatie bis heu-te. Hitler hat einen pol-nischen Überfall auf ei-nen Radiosender vorge-täuscht, die USA einen Angriff auf ihre Kriegs-schiffe „Maddox“ und „Turner Joe“ um Vietnam und Indochina „in die Steinzeit zurück zu bom-ben“. Und beim Krieg ge-

gen den Irak schließlich präsentierte der britische Premier Tony Blair be-wusst offensichtlich ge-fälschte Beweise über  an-gebliche Massenvernich-tungswaffen im Irak. Von damals bis heute – alles Lüge, auch im Fall von Sa-rajewo.

Belogen aber wurden vor allem auch die Menschen in den jeweiligen Län-dern. Schließlich muss-

te erklärt werden, war-um „der Russe“ jetzt ein Feind „des Deutschen“ sei. Mit der Hochrüs-tung ging eine unglaub-liche nationalistische Propaganda einher. Den Nationen wurden Cha-raktereigenschaften zu-geschrieben. In der Schu-le wurde den Kindern eingebläut, dass der Rus-se halt unkultiviert und wild sei, der Franzose ein weintrinkender Nichts-tuer. Sich selbst aber soll-

ten die Deutschen als das große Kulturvolk der gro-ßen Dichter sehen. Bri-ten und Franzosen hin-gegen präsentierten die Deutschen als die barba-rischen Hunnen. Mit der wirklichen Lebensrealität der Menschen quer über alle Grenzen hinweg hat-te das aber nichts zu tun. Hier herrschten die glei-chen Interessen nach ei-nem besseren Leben, hö-heren Löhnen und weni-ger Arbeitszeit. 

Deutsche und Franzosen  zogen gleichermaßenauf-gestachelt durch die Pro-paganda jubelnd in den Krieg. Zu Weihnachten wollten sie wieder sieg-reich zuhause sein. Die-ser Jubel ist schnell dem Grauen des Krieges in den Schützengräben ge-wichen. Zu Hause wa-ren sie zu Weihnachten nicht, dafür aber gibt es Weihnachten 1914 die ersten verbrieften Ver-brüderungen unter den Soldaten.    
 Albert Kropf

Das Attentat in Sarajewo - beim Finden von „Gründen“ für Kriege waren sie schon immer erfinderisch.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

„Weihnachten 
sind wir wieder 

zu Hause!“

Weil LGBT-Rechte nicht Wurst sind!

Holen wir uns 
das Geld bei 
den Reichen!



2 Nr. 229 | 06.2014Innenpolitik
von Sonja Grusch� Der ÖGB geht 
in die Offensive. Endlich! Er 
macht eine Kampagne. Gut so! 
Für...eine Steuerreform! Aha?! 
Denn: “Die Gewerkschaften 
verhandeln jährlich gute Lohn- 
und Gehaltserhöhungen”, aber 
wegen der Steuer “kommen die 

Erhöhungen bei den ArbeitnehmerInnen nicht an.” 
(ÖGB). Da ist viel über „kalte Progression“ und ho-
he Eingangsteuersätze zu hören. Richtige Argumen-
te, doch wenn der ÖGB behauptet, die Lohn- und Ge-
haltsabschlüsse wären „gut“, lügt er. Es ist seit einigen 
Jahren Taktik der Gewerkschaftsführung, die Verant-
wortung für Reallohnverluste „auszulagern“. Tatsäch-
lich sind aber schon die Abschlüsse oft gerade mal an 

der Inflationsrate. Die offizielle Inflation ist aber zu 
niedrig, z.B. die Mieten steigen weit stärker. Da be-
deuten diese Abschlüsse also schon Reallohnverluste. 
Und dann kommt noch die „kalte Progression“ oben 
drauf. D.h. die gesamte Kampagne des ÖGB beschäf-
tigt sich nur mit einem Teil des Problems. Wenn Foglar 
& Co. glauben, dass die Beschäftigten, die unter nied-
rigen Abschlüssen leiden, darauf reinfallen, dann irren 
sie sich. Austritte nach abgesagten und abgebrochenen 
Streiks, Resolutionen und Proteste von BetriebsrätIn-
nen sowie wütende Mails und Anrufe von Mitgliedern 
sprechen eine andere Sprache. 
Wenn eine Kampagne für eine Steuerrefom nur ein 
weiterer Versuch ist, den nächsten Wahlkampf für die 
SPÖ zu machen, wird nichts rauskommen. Doch sie 
kann auch ein gutes Instrument sein, um die Sparlo-
gik der Regierung zurückzuweisen. Dazu muss aber 
ein Kurswechsel des ÖGB durch das Organisieren von 
Druck von unten erzwungen werden. Denn bisher hat 
er dem Kürzungspaket zugestimmt. Mit diesem Kurs-
wechsel muss ein radikaler Kurswechsel auch bei KV-
Verhandlungen einhergehen, um Abschlüsse zu er-
kämpfen, die deutlich über der Inflation liegen. Weil 
nämlich beides notwendig ist, um die Verluste der 
letzten Jahre endlich wettzumachen.

Ein konservatives Famili-
enbild verschlechtert die 
Situation von Kindern. 
Denn niemand kann be-
einflussen, in welche fa-
miliären Umstände man 
geboren wird – ob die El-
tern bemüht, brutal, arm 
oder reich etc. sind, ist 
Zufall. Doch jedes Kind 
hat das Recht auf opti-
male Unterstützung und 
ein Umfeld, das Sicherheit 
zum Entwickeln, Lernen 
und Forschen gibt. Bei ei-
nem Rückzug des Staates, 
wenn das Schicksal der 

Kinder fester an die Fa-
milie gebunden wird, er-
höht das die Ungerechtig-
keiten. Denn die Familie 
bestimmt sozialen Status, 
Bildungs- und Jobchan-
cen, Gesundheitslage und 
ob man Gewalt und Über-
griffen ausgesetzt ist. Die 
Idee der „Familie“ als ei-
ne isolierte Schicksalsge-
meinschaft, in der Eltern 

„ihre“ Kinder quasi besit-
zen und über sie verfü-
gen, setzt die gesellschaft-
lichen Ungerechtigkeiten 
fort.

„Die kleinste Zelle der 
Gesellschaft ist die Familie“ ?

Sozialismus heißt „Vergesell-
schaftung“ der Aufgaben

Nicht entweder oder, 
sondern 
sowohl als auch

De
r S

ta
nd

pu
nk

t

Eine sozialistische Gesell-
schaft schafft die Voraus-
setzung dafür, dass jedes 
Kind einen optimalen Rah-
men vorfindet. Durch die 
Übernahme der Wirtschaft 
und aller anderen Lebens-
bereiche durch die Gesell-
schaft können die Ressour-
cen demokratisch allen zur 
Verfügung gestellt werden. 
So können auch die Pflege, 
Betreuung, Erziehung und 
Bildung von Kindern zu 
einer Aufgabe der Gesell-
schaft werden und müssen 
nicht in der Familie hängen 

bleiben. Kommunale Un-
terstützungsnetze durch 
Profis gewährleisten, dass 
Kinder unabhängig von ih-
ren familiären Verhältnis-
sen optimal versorgt sind. 
Es geht nicht darum, den 
Eltern „ihre Kinder“ weg-
zunehmen, sondern dar-
um, dafür zu sorgen, dass 
sie ihnen nicht ausge-
liefert sind. Das beendet 
auch Macht- und Abhän-
gigkeitsverhältnisse und 
schafft die Grundlage für 
ein gleichberechtigtes Zu-
sammenleben.

Krisenbedingt steigt auch 
hierzulande die Armut. Die 
schwächsten Opfer dieser 
Entwicklung sind Kinder. 
Appelle ihnen zu helfen 

gibt es viele. Doch die Kro-
kodilstränen aus der Poli-
tik, von Frau Fischer & Co. 
werden daran nichts än-
dern. Die Spenden an Ca-
ritas und ähnliche Institu-
tionen können das Loch, 
das die Kürzungen der 
Regierung, Stellenabbau 
und Lohnsenkungen rei-
ßen, nicht stopfen. Armut 
ist nicht das Ergebnis von 
Dummheit oder Unfähig-
keit – sondern Teil des Ka-
pitalismus. Denn da steht 
der Profit im Vordergrund, 

ein irres System mit Regeln, 
die immer wieder zu Krisen 
führen und Menschen den 
Job wegnehmen, die Sozi-
alhilfe streichen oder sie bei 

Krankheit ohne Unterstüt-
zung lassen.

Armut ist nicht das Ergebnis 
von Mangel, sondern von 
falscher Verteilung: Das 
reichste Prozent der Bevöl-
kerung besitzt 469 Milli-
arden. Die Hypo verbrennt 
wahrscheinlich über 19 
Milliarden. Das könnte alle 
Wohnungen heizen, Mieten 
bezahlen, Schulausgaben 
decken, niemand müss-
te beim Essen sparen, kein 
Kind wäre aufgrund seiner 

sozialen Herkunft krank-
heitsgefährdet und für Ur-
laub wäre auch was üb-
rig. Während der Staat mit 
Milliardenpaketen stabi-

lisierend eingreift, um die 
Gewinne zu stützen, wird 
bei uns gespart. Gesund-
heits- und Bildungswesen 
werden immer mehr aus-
gehöhlt, die Aufgaben an 
die Familien abgeschoben 
– „Die (alleinerziehende) 
Mama wird's schon rich-
ten!“. Das Geld der Profi-
teure und großen Unter-
nehmen bleibt unberührt. 
Die herrschende Politik 
nimmt also Armut bei Kin-
dern bewusst in Kauf.		
		  Jan Millonig

Kinderarmut im 12- reichsten Land

Wer Sparpakete schnürt, produziert Kinderarmut: 
Armut und Bildungschancen werden „vererbt“.
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Der Ausgang der EU-Wah-
len ist in weiten Teilen nicht 
überraschend. Es gibt Er-
schreckendes wie die Er-
folge der extremen Rech-

ten und Erfreuliches wie die 
Erfolge von Syriza & Co. Die 
langfristig bemerkenswer-
teste Tatsache ist allerdings 
die stetig sinkende Wahlbe-
teiligung und in den aller-
meisten Ländern das Feh-
len einer ernsthaften lin-
ken Alternative. Doch die-
se brauchen wir nach der 
Wahl erst recht.

Die Wahlbilanz: Absoluter 
Wahlsieger ist europaweit 

das Lager der Nichtwäh-
lerInnen mit über 50 %. In 
Österreich konnte die FPÖ 
das Protestpotential nur 
teilweise aufsaugen. An-

gesichts der Tatsache, dass 
sie die einzige „EU-kriti-
sche“ Liste mit Chance auf 
Mandate war, ist ihr Ab-
schneiden verhältnismä-
ßig schwach. Die EU-Wahl 
spiegelt v.a. die Ablehnung 
des herrschenden Estab-
lishments und der zur Wahl 
stehenden Parteien wider. 
Europa Anders (KPÖ, Pi-
raten, Wandel) blieb ein 
Wahlverein für Martin Eh-
renhauser und wurde zur 

Recht nicht als neue Qua-
lität wahrgenommen, v.a. 
weil EA nicht Teil der statt-
findenden Bewegungen 
und Kämpfe war.

Doch nach der Wahl sind 
die Probleme die glei-
chen wie vorher: Die Herr-
schenden haben nur die 
Wahl abgewartet, bis die 
nächsten Angriffe auf die 
ArbeiterInnenklasse be-
ginnen. Denn die Krise ist 
alles andere als vorbei, in 
Österreich wie im Rest von 
Europa werden die nächs-
ten Kürzungen vorberei-
tet. Hier gilt es Widerstand 
gegen den 12-Stunden-

Tag, das Sparpaket, An-
griffe auf Bildung, Pensio-
nen und Gesundheit zu or-
ganisieren. Die Linke und 
linke GewerkschafterIn-
nen stehen vor einer we-
sentlichen Aufgabe: nicht 
den etablierten Partei-
en oder einem vermeint-
lich notwendigem Prag-
matismus die Stange hal-
ten, sondern endlich eine 
wirkliche linke Alterna-
tive aufbauen, die Kämp-
fe initiiert, organisiert 
und führt. Wir brauchen 
dringend eine neue Ar-
beiterInnenpartei mit so-
zialistischem Programm. 
Nur so kann verhindert 
werden, dass die extreme 
Rechte von Wut und Ent-
täuschung über das Esta-
blishment und die kapita-
listische Krise profitiert.		
			 
		  SLP-Bundesleitung

In der Nacht auf den 17.5. 
wurden in Salzburg 
sechs Regenbogenfah-
nen von der Staats-
brücke gerissen. Ver-
mutet wird ein Zu-
sammenhang zu den 
in letzter Zeit zahlrei-
chen Vandalismus-Ak-
tionen einer faschisti-
schen Gruppe in Salz-
burg (z.B. Zerstörung 
eines NS-Euthanasie-
Mahnmals). Abgese-
hen von ideologischen 
Querschüssen („spar-
tanische Kriegerliebe“, 
Michael Kühnen) war 
und ist die Nazi-Sze-
ne extrem homophob. 
Faschistische Ideolo-
gie braucht die „heili-
ge Familie“. Eine star-
ke Vaterfigur als „Füh-
rer“, eine devote Ehe-
frau, die nicht mehr ist 
als „Mutter“ und Kin-
der, die lernen, Autori-
täten ungefragt zu ge-
horchen. Die Familie ist 
die Keimzelle einer au-
toritären Gesellschaft. 
Personen, deren Bezie-
hungsformen nicht in 
dieses Schema passen, 
„gefährden“ das und 
werden als „Schädlin-
ge“ gesehen. 

Diese Ansicht tei-
len Nazis mit christli-
chen Fundis und Ab-
treibungsgegnerInnen, 
was immer wieder zu 
Kollaborationen führt. 
So marschierten in 
Frankreich Rechtsex-
treme und reaktionäre 
Kirchenkreise Schulter 
an Schulter gegen die 
Gleichstellung Homo-
sexueller. In Russland 
erlässt der Staat auf 
Druck der Kirche ho-
mophobe Gesetze. Da-
von bestärkt, machen 
FaschistInnen brutale 
Jagd auf LGBTQI-Per-
sonen. Und hier? Bei-
n a h e -E U-K a n d i d a t 
Mölzer veröffentlicht 
in seiner Zeitung im-
mer wieder homopho-
be Artikel. Strache un-
terstützte die homo-
phoben Äußerungen 
von Alf Poier über Con-
chita Wurst. Er ist ge-
gen das Adoptionsrecht 
für Homosexuelle und 
sieht nur eine Familie, 
die Kinder produziert, 
als vollwertig und un-
terstützenswert an.

Der rechte Rand

15,4  % aller Kinder und 
Jugendlichen bis 17 Jahre 
sind armutsgefährdet (Ge-
samtbevölkerung: 13  %) 

– das sind 234.000. Wenn 
Kinder in Haushalten le-
ben, in denen es kein oder 
nur ein sehr geringes Ein-
kommen gibt, steigt diese 
Quote auf 71 %. 28 % aller 
Kinder und Jugendlichen 
leben in Haushalten, die 
keine unerwarteten Aus-
gaben über 950.- Euro be-
wältigen können. Die Fol-
gen sind Ausschluss vom 
sozialen Leben und Iso-

lierung: Mehr als jedes 4. 
Kind kann keinen Urlaub 
machen, die Mitglied-
schaft in Vereinen kann 
nicht bezahlt werden, das 
Geld fürs Kino ist nicht 
da und die Kosten für den 
Schikurs unerschwing-
lich. Aufgrund der meist 
desolaten Wohnverhält-
nisse trauen sich Kinder 
nicht, andere einzuladen. 
So fehlt es oft an Freund-
schaften und Kindheits-
erlebnissen wie die Einla-
dung zu einem Kinderge-
burtstag.

Die durchschnittlich 300.- 
Euro zu Schulanfang sind 
oft unbezahlbar. Kinder 
fallen durch alte oder ka-
putte Schulsachen auf, 
können sich nicht alters-
gerecht kleiden. Geld für 
Nachhilfe fehlt, sie kom-
men in der Schule schwe-
rer mit. 80–90 % der Kin-
der in Sonderschulen 
stammen aus armen Ver-
hältnissen. 19  % der Kin-
der aus der Unterschicht 
sind in einer Sonderschule 

- nur 1 % der Oberschicht-
Kinder.

Kinder aus armen Verhält-
nissen haben eine schlech-
tere Zahngesundheit, sind 
in Folge schlechter Er-
nährung häufiger überge-
wichtig und haben mehr 
psychiatrische Diagno-
sen. Sie sind häufiger in 
ihrer Sprachentwicklung 
und in ihrer motorischen 
Entwicklung verzögert. 
Schlechte Wohnverhält-
nisse und nicht angemes-
sene Heizung sind oft der 
Grund für langandauernde 
Erkältungserkrankungen 
und Allergien.

Zahlen und Fakten zu Kinderarmut

Angesichts des etablierten Einheitsbreis 
brauchen wir endlich eine ArbeiterInnenpartei 
mit sozialistischem Programm!

Nach der Wahl ist wie vor der Wahl
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Am 15.5. fand der größ-
te Streik der Geschich-
te von Fast Food Arbei-
terInnen statt. In 150 
Städten in den USA und 
30 anderen Ländern 
legten die Beschäftig-
ten in Protesten für ei-
nen Mindestlohn von 
15 Dollar und Gewerk-
schaftsrechte die Arbeit 
nieder. Der Protesttag 
ist der vorläufige Höhe-
punkt einer Zunahme 
von Kämpfen im Nied-
riglohnbereich. In ei-
nigen Städten der USA 
konnten schon kleine 
Erhöhungen des Min-
destlohns erreicht wer-
den. Trotz der Dimen-
sion der Proteste vom 
15.5. war die Anzahl 
der Restaurants, die 
tatsächlich geschlossen 
blieben (was ja das Ziel 
eines Streiks ist) relativ 
niedrig. 

In vielen Städten be-
nützten die Gewerk-
schaften die Kampa-
gne mehr als PR-Gag. 
Anders in Seattle: Hier 
gelang es Socialist Al-
ternative (Schwester-
organisation der SLP) 
einen Sitz im Stadtrat 
zu gewinnen und die 
Kampagne „15 Now“ 
aufzubauen. Dadurch 
konnte soviel Druck 
auf den Bürgermeister 
von Seattle aufgebaut 
werden, dass dieser ei-
nen Plan zur Erhöhung 
des Mindestlohns auf 
15$ verkünden muss-
te - was eine Erhöhung 
um 60 % bedeutet. Der 
Schlüssel dazu: Die Ar-
beiterInnen haben sich 
selbst  in Nachbar-
schaftsgruppen orga-
nisiert und konnten so 
einen Linksruck der 
Gewerkschaften errei-
chen. Um einen Sieg 
einzufahren, ist es von 
grundlegender Bedeu-
tung, eine Bewegung 
aufzubauen, die die 
ArbeiterInnen dahin-
gehend stärkt, dass sie 
es selbst mit den Bos-
sen aufnehmen, an-
statt darauf zu warten, 
dass jemand anders 
dies übernimmt.                  

	                               Brettros

Frisch gekämpft, 
ist halb gewonnen!

GPA-Regionalkonferenz Wien kippt 2-Jahres-KV
Am 15. Mai fand die Regi-
onalkonferenz des WB  17 
(Gesundheit, Soziales) in 
der GPA-djp statt. Über-
raschung für die Gewerk-
schaftsführung inklusi-
ve. Nach Kritik an den Lo-
beshymnen über die ach 
so erfolgreiche Gewerk-
schaftsarbeit der letzten 
Jahre wurde auch über 
den – einzigen – Antrag 
abgestimmt.

Herbert Wanko, Aktivist 
der SLP und Betriebsrat bei 
Jugend am Werk, stellte den 
Antrag zur Aufnahme von 

neuen Lohn- und Gehalts-
verhandlungen für 2015 des 
Leit-KV für den privaten 
Sozial- und Gesundheits-
bereich.

Warum? Im Herbst 2013 
startete die Initiative „Wir 
sind sozial, aber nicht blöd“ 

– eine Mobilisierungskam-
pagne für die KV-Verhand-
lungen. Viele KollegInnen 
und BetriebsrätInnen un-
terstützten sie und mach-
ten deutlich, dass sie bereit 
sind, für einen ordentli-
chen Abschluss zu kämpfen. 
Trotzdem wurde im Jänner 

– fast geheim – einem nied-
rigen 2-Jahres-Abschluss 
zugestimmt.

Die Annahme des An-
trags zeigt, was die Kol-
legInnen von diesem Ab-
schluss und von abgeho-
bener StellvertreterInnen-
politik halten. Nun gilt es, 
den Beschluss in anderen 
Bundesländern zu wieder-
holen und Druck aufzu-
bauen, dass er umgesetzt 
wird – und dann mit einer 
kämpferischen Kampagne 
ein ordentlicher Abschluss 
erreicht wird

Obwohl die Lohnstück-
kosten in Österreich un-
ter dem EU-Durchschnitt 
liegen, wandern Firmen 
ab – in einigen Ländern 
ist die Profitspanne noch 
höher. Für Schlagzeilen 
sorgte VOEST-Chef Eder 
mit der Drohung, den Be-
trieb in die USA zu verla-
gern. Solche Aussagen sol-
len einerseits Druck auf 
KollegInnen und Gewerk-
schaften erzeugen, im-
mer schlechteren Arbeits-
bedingungen und Löhnen 
zuzustimmen. Anderer-
seits schließen tatsächlich 
immer mehr Industriebe-
triebe: „Wollsdorf Leder“ 
verlegt ein Werk von Weiz 
nach Kroatien ( minus 200 
Jobs), die KBA Mödling die 

Produktion nach Nürn-
berg, wo Niedriglöhne be-
zahlt werden (minus 385 
Jobs). Die Linzer Siemens-
VAI soll an Mitsubishi ver-
kauft und der Firmensitz 
nach England verlegt wer-
den (minus 200 Jobs allein 
2014). Staatliche Subven-
tionen, die Stellenabbau 

verhindern sollen, zeigen 
keine Wirkung: So schick-
te die VOEST 2009 4.200 
Beschäftigte in staatlich 
geförderte Kurzarbeit – 
seither wurden 2.000 Stel-
len abgebaut.

Die Gewerkschaften sind wie 
gelähmt, fordern „Quali-
tätsoffensiven“ und ver-
handeln Sozialpläne. Sie 
schaffen es aber kaum ein-
mal, ernsthafte Proteste zu 
organisieren, wenn Jobs 
auf dem Spiel stehen. Brei-
te Kämpfe gegen Betriebs-
schließungen sind wich-
tig und notwendig. Wo es 
Ansätze dafür gibt ist die 
SLP aktiv und solidarisiert 
sich mit den KollegInnen 
(KBA-Streik, VAI-Pro-

testmarsch,...). Dabei ist es 
wichtig, nächste Schrit-
te zu planen, sich mit an-
deren Standorten inter-
national zu vernetzen und 
klarzumachen, dass Jobs 
im kapitalistischen Sys-
tem nie sicher sind. Solan-
ge für Profite gewirtschaf-
tet wird, sind Konzerne 

auf der Suche nach billigen 
Arbeitskräften, speziell in 
der Krise. Die Beschäftig-
ten schaffen die Werte in 
einem Unternehmen. Es 
ist ihr Recht, Schließungen 
und Stellenabbau mit Be-
triebsbesetzungen zu ver-
hindern. Doch letztlich ist 
es notwendig, die gesamte 

Industrie unter demokra-
tische Kontrolle und Ver-
waltung der Beschäftig-
ten zu stellen. Denn wer 
die kapitalistische Logik 
akzeptiert, wird am Ende 
auch Lohnkürzungen und 
miese Arbeitsbedingungen 
rechtfertigen.		
		  Flo Klabacher

Immer mehr Betriebe 
verlagern die Produktion – 
Kampfmaßnahmen bis hin zu 
Betriebsbesetzungen sind nötig!

Streiken gegen 
Schließungen!
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Wien, 11 Uhr , Christian-
Broda- Platz.. Ca.  1000 
AntifaschistInnen trafen 
sich, um den Aufmarsch 
der „Identitären Bewe-

gung“ zu verhindern. Es 
sollte die größte Kund-
gebung von Rechtsext-
remen und FaschistIn-
nen seit Jahren sein, doch 
mit Hilfe der lautstarken 
Gegen-DemonstrantIn-
nen gelang es, ihnen kei-
ne Bühne zu geben. 

Die SLP beteiligte sich mit 
zahlreichen GenossInnen 
und Transparenten an 
dem von der „Offensive 
gegen Rechts“ veranstal-

teten Demonstrationszug. 
Unsere Message war klar: 
Nationalismus ist keine 
Antwort auf die Krise! Auf 
Flugblättern informierten 

wir PassantInnen über 
die wahren Hintergrün-
de der Identitären, was es 
mit der „Festung Euro-
pa“ auf sich hat, und war-
um man die soziale Misere 
nicht auf nationaler Ebe-
ne, sondern international 
bekämpfen muss. Vielen 
war gar nicht bewusst, 
dass der von den Identi-
tären propagierte Ethno-
pluralismus nichts ande-
res ist, als die altbekannte 
„Blut-und-Boden“-Leier. 

Hinter dem neuen Auf-
treten stecken weiter-
hin die alten Ideologi-
en. Trotz massiver Poli-
zeigewalt (willkürlicher 

Einsatz von Pfefferspray 
und Schlagstöcken, 38 
Verhaftungen) gelang es 
uns, den Aufmarsch der 
Identitären in unbeleb-
te Seitengassen zu ver-
drängen. Ein Erfolg für 
alle AntifaschistInnen! 
Die SLP wird als Teil der 
„Offensive gegen Rechts“ 
auch weiter gegen jeden 
rechten Aufmarschver-
such mobilisieren.	
		  Dominik Unter

Kein Platz den FaschistInnen

Am 17. Mai demonstrierten in Wien 1.000 Antifa-
schistInnen gegen den Aufmarsch der Identitären.

Widerstand bringt's! Die 
Regierung hat's im Pro-
gramm, Wirtschaftsmi-
nister Mitterlehner (ÖVP) 
hatte es Anfang April ange-
kündigt: die Ausdehnung 
der täglichen Maximalar-
beitszeit auf 12 Stunden. 
Auf Initiative der SLP for-
mierte sich ein breites Ak-
tionsbündnis von knapp 20 
Organisationen dagegen. 
Und: ein erster Teilerfolg 
wurde bereits erreicht. Die 
kämpferische Kampagne 
sammelte Unterschriften, 
organisierte Kundgebun-
gen und eine Demonstrati-
on am 12. Mai und brachte 
in der AK Resolutionen ein. 
Nun wurde bekannt, dass 
„Spannungen“ zwischen 
den VerhandlerInnen von 
ÖGB und Wirtschafts-
kammer einen Beschluss 
vor dem Sommer unwahr-
scheinlich machen! Wie-
der einmal hat sich gezeigt, 
dass man durch Druck auf 
die Gewerkschaft (auch 
wenn ÖGB–BürokratInnen 
das nie zugeben würden) 
diese zum Handeln bzw. 
zum Kurswechsel zwingen 
kann.

Der Zuspruch von Pas-
santInnen ist enorm hoch, 
vielen ist bewusst, dass aus 
der „Ausnahme“ rasch für 
viele die Regel würde. Vie-
le sind zu Recht wütend 
darüber, dass es zu wei-
teren Verschlechterungen 
kommen soll. Wir sam-
melten am 1.  Mai erfolg-
reich in Wien, Graz, Salz-
burg, Linz und Innsbruck 
Unterschriften. Alleine die 

SLP hat bereits über 800 
der ca. 1.300 Unterschrif-
ten gesammelt, von denen 
die ersten 1.000 am 8.  Mai 
bei der Wiener AK–Voll-
versammlung übergeben 
wurden.

Doch das Aktionsbündnis 
plant weitere Aktionen, 
im Herbst u.a. auf Vor-
schlag der SLP eine öster-
reichweite Konferenz, um 
kämpferische Betriebsrä-
tInnen, Gewerkschafte-
rInnen und Erwerbstätige 
in die Kampagne einzube-
ziehen und die Bewegung 
breiter zu machen!

Dabei dürfen wir nicht 
stehen bleiben. Um kon-
sequent gegen die ständig 
steigende Arbeitslosigkeit 
(im Vergleich zum Vor-
jahr ist die Arbeitslosigkeit 
in Österreich im April um 
10,5  % auf 390.289 Perso-
nen gestiegen) vorzugehen, 
benötigen wir keine Mo-
gelpackung im Sinne des 
österreichischen Kapitals 
(Stichwort: Arbeitszeitfle-
xibilisierung). 

Durch eine breite Be-
wegung, Demonstratio-
nen und Streiks (im Notfall 
auch ohne Gewerkschafts-
bürokratie) ist es möglich, 
den 12-Stunden-Tag nicht 
nur abzuwenden, sondern 

Erster Erfolg gegen 
12-Stunden-Tag!

Salzburg: 
Demo gegen FPÖ und 
Nazi-Vandalismus

Am 14.5. waren die FPÖ-
Chefhetzer Strache und 
Vilimsky mal wieder in 
Salzburg um, anlässlich 
der EU-Wahl ihre men-
schenverachtenden Pa-
rolen zu verbreiten. Auf 
Initiative der SLP als 
Teil der Plattform gegen 
Rechts, kamen hunder-
te AntifaschistInnen zu-
sammen, um dagegen zu 
protestieren. Der Protest 
bekam zusätzliche Be-

deutung, da in der Nacht 
vor der Demo das Mahn-
mal für die Opfer der NS-
Euthanasie (der Demo-
treffpunkt) von Neona-
zis zerstört wurde. Lu-
kas Kastner von der SLP 
betonte in seiner Rede 
die Notwendigkeit, so-
wohl Nazivandalismus 
als auch die rassistische 
Hetze der FPÖ und ihre 
sozialen Wurzeln zu be-
kämpfen.

Termin des Monats

Die Regierung baut Prunkstadien für die WM, während 
die Bevölkerung in Armut versinkt. Stadtteile werden 
plattgewalzt um Profiten den Weg zu pflastern. LSR, die 
Schwesterorganisation der SLP, steht bei den Protesten 
dagegen in der ersten Reihe. Mit Statements aus Brasi-
lien und von hier wollen wir über die dortige Situation 
und Perspektiven für den Widerstand diskutieren.

2. Juli, 19:00, Amerlinghaus (Stiftgasse 8, 1070 Wien)

Brasilien: WM und Widerstand

eine Arbeitszeitverkür-
zung und die 6. Urlaubs-
woche für alle zu errei-
chen. Wie man eine Kam-
pagne dafür führen kann, 
zeigt das Aktionsbündnis 
gegen den 12-Stunden-Tag.

	 Moritz C. Erkl
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Viele haben sich über Con-
chitas Songcontest-Sieg 
gefreut – weil er als Schlag 
gegen Homophobie und 
reaktionäre Kräfte gese-
hen wurde. Er drückt da-

mit eine Stimmung aus. 
Selbst in Russland hat das 
Publikum Conchita auf 
den 3. Platz gewählt, ihr 
Lied ist dort ein Down-
load-Hit. Aber der Song-
contest ist immer auch ein 
Propagandainstrument 
der herrschenden Klas-
sen der EU. Ihnen geht es 
nicht um LGBT Rechte. Sie 
haben Conchitas Sieg flugs 
als Schlag gegen Putin 
umgedeutet und die Stim-
mung gegen Homopho-

bie für Hetze gegen Russ-
land missbraucht. Sie tun 
das ohne zwischen Be-
völkerung und Regierung 
zu differenzieren und oh-
ne vor der eigenen Haus-

tür zu kehren. Denn im 
Unterschied zu den Men-
schen, die für Conchita 
gestimmt haben, sind die 
europäischen Regierun-
gen, die sich nun furchtbar 
"liberal" und „tolerant“ 
geben, schon ordentlich 
scheinheilig. Allen voran 
die österreichische Regie-
rung und Unternehmen, 
die jetzt fleißig Wurst-
Patriotismus verbreiten. 
Wursthersteller nutzen 
die "Wurstwelle" z.B. um 

aus dem Wurst-Sieg Pro-
fit zu schlagen. Nicht ver-
gessen soll auch werden, 
dass die Regierung recht 
froh ist, dass die Wurst-
mania die Hypo und die 

Budgetdebatte überdeckt. 
Mit LGBT Rechten schaut 
es bei uns alles andere als 
rosig aus. 

LGBT-Personen die in Ös-
terreich Asyl suchen, 
werden sexuell diskrimi-
niert und abgeschoben. 
Die ÖVP zeigt mit ihrer 
Weigerung, z.B. ein Ad-
optionsrecht für LGBT-
Personen einzuführen, 
auf welcher Seite sie steht. 
SPÖ und Grüne sind zwar 

für LGBT Rechte, ihr 
„Kampf“ beschränkt sich 
aber auf schöne Wor-
te. Am Arbeitsplatz und 
bei der Arbeitssuche se-
hen sich LGBT-Perso-
nen mit Diskriminierung 
konfrontiert. Es ist gut, 
dass Conchita ein politi-
sches Statement gesetzt 
hat. Aber das reicht nicht. 
Promis können Kämpfe 
unterstützen, aber nicht 
ersetzen. Wir müssen ei-
ne Bewegung aufbauen, 
die Gleichberechtigung 
erkämpft und den Kapi-
talismus in Frage stellt. 
Nur in einem System, das 
nicht auf Ausbeutung be-
ruht und dessen Kern 
nicht die „traditionelle 
Familie“ ist, werden al-
le Lebensmodelle auch 
vollständig gleichwertig 
sein.	

	 Laura Rafetseder
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Am Ende standen ein 
„Weihnachtsfriede“ und 
die „Nachdenkpause“, 
wie sich der damali-
ge Bundeskanzler Sino-
watz (SPÖ) ausdrückte. 
Bis heute wird die Be-
setzung der Hainburger 
Au vom Dezember 1984 
gerne als erfolgreichste 
„soziale Bewegung“ der 
2. Republik dargestellt. 
Und tatsächlich war es 
der der massive Protest 
von AktivistInnen brei-
ter Schichten, der – von 
der Gendarmerie nieder-
geprügelt – die Verbau-
ung der Au verhinderte.

Nicht verhindert ha-
ben die Verbauung die 
teils ÖVP-nahen Propo-
nentInnen, die am 7. Mai 
vor dreißig Jahren unter 
Mithilfe der „Kronenzei-
tung“ mit der „Presse-
konferenz der Tiere“ das 

Konrad Lorenz-Volksbe-
gehren prominent prä-
sentierten. Wie etwa der 
Publizist Günther Nen-
ning (Auhirsch), laut Ei-
gendefinition ein „Rot-
Grün-Hellschwarzer“, 
der bis zu seinem Tod 
2006 für die „Krone“ ar-
beitete und abstruse Bü-
cher über Schutzengel 
schrieb. Oder der groß-
bürgerlich-liberale Wie-
ner ÖVP-Stadtrat Jörg 
Mauthe (Schwarzstorch). 
Der Europaparlamen-
tarier und Waldheim-
schwiegersohn Othmar 
Karas (Kormoran) war 
Nationalrat und Bun-
desobmann der Jungen 
ÖVP; als Chef der FPÖ-
Jugend war der spätere 
FPÖ/BZÖ-Verkehrsmi-
nister Hubert Gorbach 
(Blaukehlchen) dabei; 
und selbst der „Arbei-
terdichter“ Peter Turrini 
(Rotbauchunke) gehörte 
1984 zum Establishment.

Aus der Bewegung he-
raus konnten sich zwar 
die Grünen unter Freda 
Meissner-Blau (damals 
SPÖ, Laufkäfer) als vier-
te, angeblich alternative 
Parlamentspartei etab-
lieren ; aber „Au!“ – auch 
sie sind längst im prag-
matischen Establish-
ment angekommen.          	
	               Alexander Svojtko

Rote 
Seitenblicke 

Von der „Neutralität“ im Sport
Sportevents dienen im 
Kapitalismus v.a. dazu, 
Menschen davon abzulen-
ken, was sie tatsächlich 
stört. Auch sind sie ein 
Instrument, um Feind-
schaften innerhalb einer 
Klasse durch „Patriotis-
mus“ etc. zu säen. Doch 
noch eine gefährlichere 
Rolle ist jene der system-
stützenden Propagan-
da. Stark sichtbar wur-
de dies beim Boxkampf 
Vladimir Klitschko ge-
gen Alex Leapai. Der älte-
re Klitschko-Bruder, Vi-
tali, ging nach dem Boxen 

in die Politik – nun nützt 
er die Auftritte des Bru-
ders für seine Kandidatur 
zum Kiewer Bürgermeis-
ter. Die Show war daher 
ein Konglomerat aus na-
tionalistischen Symbo-
len (ukrainisches Wappen 
auf Vladimirs Rücken), 
dubiosen Slogans („Ehre 
der Ukraine“) und einem 
Meer von Fahnen. Vladi-
mir gewann den Kampf 
hoch überlegen, und auch 
wenn das im Rahmen sei-
ner Durchschnittsleis-
tungen liegt, so stellt sich 
wegen des auffällig de-

saströsen Auftritts sei-
nes Gegners die Frage, ob 
das nicht abgemacht war. 
Klitschkos Partei steht 
den europäischen Volks-
parteien nahe, und die 
Show deckt sich mit den 
Interessen der deutschen 
und europäischen Macht-
habenden, die ihren Ein-
fluss in der Ukraine aus-
bauen wollen. Eine pro-
russische oder linke Show 
hätte man sicher nicht 
zugelassen. Da hätte es 
geheißen: „Neutralität im 
Sport muss sein“.		
		  Clemens Wiesinger

Gemeinsame LGBT-Bewegung aufbauen statt 
Hetze und Profitmacherei der Herrschenden!

Weil LGBT-Rechte nicht Wurst sind!



Mit Juni 1914 bricht der 
1. Weltkrieg aus. Ein 
schrecklicher, noch nie 
dagewesener Krieg über-
zieht Europa und schließ-
lich die Welt. Eine Über-
raschung war der Kriegs-
ausbruch trotzdem nicht. 
Schon seit Ende des 19. 
Jahrhunderts standen die 
Zeichen ganz offensicht-
lich auf Sturm. Die Po-
litik bemühte sich auch 
gar nicht um Geheim-
haltung. Ganz im Gegen-

teil, die Diplomatie der 
Großmächte versuchte 
offen, sich durch Bünd-
nisse in eine möglichst 
günstige Ausgangssitua-
tion zubringen. Im deut-
schen Reichstag wurde 
über mögliche Kriegsziele 
diskutiert. 1897 forderte 
Bernhard von Bülow (spä-
ter Kanzler im Reichstag): 
„(…) wir verlangen unse-
ren Platz an der Sonne.“ 
Das hieß Kolonien, Ab-
satz- und Rohstoffmärk-
te. Auf der Gegenseite 

mobilisierte die interna-
tionale Sozialdemokra-
tie mit eigenen Kongres-
sen gegen den kommen-
den Krieg. Überraschend 
sieht anders aus.

Im Nachhinein und bis 
heute allerdings wird 
versucht die Geschich-
te umzuschreiben. Der 
Ausbruch des Krieges sei 
ein riesiges Missgeschick 
gewesen, das mehr oder 
minder zufällig passiert 

sei. Niemand hätte wirk-
lich einen Krieg gewollt. 
Also quasi ein Ausrut-
scher. Dabei wird die Er-
mordung des österrei-
chischen Thronfolgers 
in Sarajewo zu dem ein-
schneidenden Ereignis 
schlechthin hochstili-
siert nach dem kein Frie-
den mehr möglich war. In 
Wirklichkeit aber gab es 
die Jahre zuvor mit den 
Marokko-Krisen oder der 
Annexion Bosniens durch 
Österreich bedeutendere 

Ereignisse. Dass der Krieg 
aber dann wirklich 1914 
ausgebrochen ist, war ei-
ne bewusste Entschei-
dung. In Wien, Berlin, Pa-
ris, London und Moskau 
wollte man den Krieg – 
notfalls auch durch einen 
nebensächlichen Auslöser 
wie eben das Attentat in 
Sarajewo. Unterschiedli-
cher Meinung waren die 
herrschenden Eliten da-
bei lediglich bei der In-
tensität, der Ausbreitung 

und des jeweils bestmög-
lichen Zeitpunkts.

Das finden von Auslö-
sern und „Gründen“ für 
Kriege beschäftigt Politik 
und Diplomatie bis heu-
te. Hitler hat einen pol-
nischen Überfall auf ei-
nen Radiosender vorge-
täuscht, die USA einen 
Angriff auf ihre Kriegs-
schiffe „Maddox“ und 
„Turner Joe“ um Vietnam 
und Indochina „in die 
Steinzeit zurück zu bom-
ben“. Und beim Krieg ge-

gen den Irak schließlich 
präsentierte der britische 
Premier Tony Blair be-
wusst offensichtlich ge-
fälschte Beweise über  an-
gebliche Massenvernich-
tungswaffen im Irak. Von 
damals bis heute – alles 
Lüge, auch im Fall von Sa-
rajewo.

Belogen aber wurden vor 
allem auch die Menschen 
in den jeweiligen Län-
dern. Schließlich muss-

te erklärt werden, war-
um „der Russe“ jetzt ein 
Feind „des Deutschen“ 
sei. Mit der Hochrüs-
tung ging eine unglaub-
liche nationalistische 
Propaganda einher. Den 
Nationen wurden Cha-
raktereigenschaften zu-
geschrieben. In der Schu-
le wurde den Kindern 
eingebläut, dass der Rus-
se halt unkultiviert und 
wild sei, der Franzose ein 
weintrinkender Nichts-
tuer. Sich selbst aber soll-

ten die Deutschen als das 
große Kulturvolk der gro-
ßen Dichter sehen. Bri-
ten und Franzosen hin-
gegen präsentierten die 
Deutschen als die barba-
rischen Hunnen. Mit der 
wirklichen Lebensrealität 
der Menschen quer über 
alle Grenzen hinweg hat-
te das aber nichts zu tun. 
Hier herrschten die glei-
chen Interessen nach ei-
nem besseren Leben, hö-
heren Löhnen und weni-
ger Arbeitszeit. 

Deutsche und Franzosen  
zogen gleichermaßenauf-
gestachelt durch die Pro-
paganda jubelnd in den 
Krieg. Zu Weihnachten 
wollten sie wieder sieg-
reich zuhause sein. Die-
ser Jubel ist schnell dem 
Grauen des Krieges in 
den Schützengräben ge-
wichen. Zu Hause wa-
ren sie zu Weihnachten 
nicht, dafür aber gibt es 
Weihnachten 1914 die 
ersten verbrieften Ver-
brüderungen unter den 
Soldaten.			

	
	 Albert Kropf

Das Attentat in Sarajewo - beim Finden von „Gründen“ 
für Kriege waren sie schon immer erfinderisch.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

„Weihnachten 
sind wir wieder 

zu Hause!“
Weil LGBT-Rechte nicht Wurst sind!
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FF  Die Militarisierung der 
Gesellschaft: 1870 kam in 
den großen Industrielän-
dern ein Soldat auf 75-100 
ZivilistInnen. Im 1. Welt-
krieg lag das Verhältnis 
bei 1:10 und darüber.
FFDie Aufrüstung begann 
viele Jahre zuvor. Beispiel 
Wettrüsten zur See: Im 
deutschen Kaiserreich 
galten die Flottengesetze 
von 1898 und 1900 als 
„großes nationales 
Werk“. Der Abstand 
zu Britannien wurde 
trotzdem immer größer, 
obwohl die deutschen 
Marine-Rüstungsaus-
gaben 1910/11 über 433 
Mio. Mark kosteten. 
Die hineingepumpten 
Steuermittel waren 
derart hoch, dass sogar 
bedeutende Teile der 
herrschenden Klassen 
weiteren Plänen die 
Gefolgschaft versagten.
FFKonzentration der Produk-
tion: Der Monopol-Kapi-
talismus schlug zu. Z.B. 
Krupp: Auch nach Ende 
des Flotten-Programms 
(Krupp liefert Panzer-
platten für Kriegsschiffe) 
brummte das Geschäft. 
Das Kriegsministerium 
gab Absatzgarantien, die 
Oberste Heeresleitung 
weitete die Kriegs-
Subventionen aus. Aus 
Steuergeldern deutscher 
ArbeiterInnen wurden 
neue Produktionska-
pazitäten bei Krupp 
errichtet. 1914/15 lieferte 
der Stahlriese monatlich 
mindestens 150.000 
Granaten und 280 
Kanonen. 1916 verließen 
eine Mio. Geschosse 
monatlich die Werks-

hallen Richtung Front. 
Ein Bombengeschäft! 
Gustav Krupp hatte 
gute Gründe, „Patriot“ 
zu sein. Im Wider-
spruch dazu standen 
lediglich die lukrativen 
Waffendeals, die an die 
Entente-Mächte gingen.
FFEnde 1914 Einsatz von 
Chlorgas. Es handelte 
sich bis dahin um ein 
Abfallprodukt der 
chemischen Industrie. 
Es ist potentiell tödlich 
und somit eine Massen-
vernichtungswaffe. Die 
„Badische Anilin- & 
Soda-Fabrik“ (BASF) 
konnte sofort täglich 
40 Tonnen liefern und 
Millionen einstreichen. Es 
gab in der herrschenden 
Klasse keinen Aufschrei 
aus ethisch-moralischen 
Überlegungen. Zweifel 
kamen nur auf, da ja der 
Wind drehen könnte ...
FFDie Gesamtproduktion 
an Granaten während 
des Weltkriegs wird auf 
eine Milliarde geschätzt. 
Allein bei Verdun 1916 
sollen bis zu 50 Millionen 
Granaten verwendet 
worden sein. Die Masse 
des verwendeten Stahls 
lag bei 1,3 Mio. Tonnen. 
Zum Vergleich: Die 
Stahlkonstruktion 
des Eiffelturms: 
7300 Tonnen.
FFNicht vergessen darf man 
die gesellschaftlichen 
Kosten der Kriegsgeschä-
digten (Amputationen, 
„Kriegszitterer“, 
Arbeitsunfähigkeit; 
z.B. hatten viele junge 
Soldaten keinen Beruf 
lernen können): ca. 
20 Mio. Menschen.

Herrlich klangen im Som-
mer 1914 die Verspre-
chungen von Kaiser, k.k. 
Ministerpräsident und 
Zeitungen. Der Krieg dau-
ere kurz, sei praktisch 
schmerzlos und eröff-
ne eine Zukunft in Wohl-
stand & Frieden für alle. 
Im Vorbeigehen tue man 

auch etwas Gutes und be-
freie die Völker des Os-
tens vom Joch des russi-
schen Kaiserreichs. Da ju-
belte selbst die Sozialde-
mokratische Partei und 
versprach, garstige Dinge 
wie Demonstrationen und 
Streiks bleiben zu lassen. 
Der Kaiser, k.k. Minister-
präsident und die Fabriks-
herren wüssten schon, 
wo's lang geht. Die Arbei-
terInnen würden brav fol-
gen und kämpfen, so die 
Parteispitze.

Tatsächlich erschien der 
Weltkrieg anfangs vielen 
Menschen sogar als Aus-
weg aus sozialer Misere 
und politischem Stillstand. 
Auch hatten nationalisti-
sche Hetze und chauvinis-
tischer Irrsinn Hochkon-
junktur. Dass sich die La-
ge durch den Krieg dra-
matisch verschlimmern 
und Millionen 'einfacher' 
Menschen sich gegensei-
tig im Interesse der Rei-
chen und Mächtigen ab-
schlachten lassen würden, 
war leider nur Wenigen am 
linken Flügel der Arbei-
terInnen-Bewegung klar. 

Doch allzu lange dauerte 
es nicht, bis ein gewaltiger 
Leidensdruck einsetzte. 
Der Tod im Schützengra-
ben (ca. 10 Millionen) hatte 
im Hinterland seine Ent-
sprechung: Ca. 7 Millionen 
Menschen in Europa star-
ben an Hunger, Seuchen 
und mangelnder medizi-

nischer Versorgung. Hinzu 
kamen mehrere Millionen 
Tote durch Grippewellen 
und andere Krankheiten in 
den Kolonien der imperia-
listischen Länder (v.a. In-
dien, Afrikanischer Kon-
tinent).

Krieg ist die Folge zuge-
spitzter wirtschaftlicher 
und sozialer Widersprü-
che. Die gesellschaftliche 
Basis im frühen 20. Jahr-
hundert bildete der Ka-
pitalismus und der ihm 
innewohnende Konkur-
renzkampf. Doch es ist 
ein besonderes Entwick-
lungsstadium, in das die 
Welt eingetreten war. Die 
Entwicklung im 19. Jahr-
hundert führte zur Kon-
zentration der Produkti-
on und der Herausbildung 
von Monopolen (Weltkon-
zerne, Multis). In diesem 
Zusammenhang engagier-
ten sich Banken und Ver-
sicherungen immer stär-
ker in der Industrie, was 
zur Entstehung eines neu-
en Kapital-Typs (Finanz-
kapital) führte. Der Auf-
bau moderner Industrien 

überwand in atemberau-
benden Tempo regiona-
le und nationale Grenzen. 
Der sogenannte Kapital-
export (im Gegensatz zum 
bloßen Warenexport frü-
herer Phasen) erschloss 
neue Märkte und interna-
tionalisierte Arbeitstei-
lung und Rohstoffbereit-
stellung. Dies ging einher 
mit Kolonialkriegen in-
klusive brutalem Rassis-
mus und der Aufteilung 
der Ressourcen und Re-
gionen dieser Erde unter 
den führenden Mächten. 
Mit dem Abschluss die-
ser Entwicklung um die 
Jahrhundertwende war 
der Imperialismus am En-
de seiner Expansionsmög-
lichkeit angelangt. Es gibt 
eben nur eine Erde.

Gleichzeitig spitzte der 
Imperialismus nicht nur 
die Widersprüche zwi-
schen den sozialen Klassen 
zu. Er verschärfte ebenso 
die Konflikte der dominie-
renden wirtschaftlich-po-
litischen Blöcke, National-
staaten und altersschwa-
chen Monarchien unter-
einander. Gebietsmäßige 
Veränderungen wurden 
für manche Regimes zent-
ral. Deutschland war zuvor 
im kolonialen Zeitalter ins 
Hintertreffen geraten. Ös-
terreich-Ungarn hielt au-
ßer einem kleinen Fleck-
chen in der chinesischen 
Stadt Tianjin überhaupt 
keine kolonialen Territo-
rien. Das System Kapita-
lismus, das angeblich alles 
durch den „freien Markt“ 
regelt, war nicht einmal 
in der Lage, die friedliche 
parallele Existenz von Na-
tionalstaaten zu gewähr-
leisten. Produktion und 
Verteilung hatten diesen 
Rahmen im Zuge der im-

Hölle auf Erden 
statt Platz 
an der Sonne

Zahlen und Fakten:

 Der Krieg als „Bombengeschäft“
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Der 1. Weltkrieg bewies auf 
brutalste Weise die Unfähigkeit 
des Kapitalismus 
zu weiterem Fortschritt.
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1. Weltkrieg im Vergleich
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Die pro totem Soldaten verschossene Munition 
wird nach heutigem Wert auf weit über 15.000 €  
geschätzt.
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Als der 1. Weltkrieg ausbrach, galt die deutsche Sozi-
aldemokratie als größte, am Besten organisierte und 
theoretisch bestgeschulte Massenorganisation von 
ArbeiterInnen weltweit. Entsprechend groß waren 
die Erwartungen, die bei Proklamation des Krieges 
SozialistInnen überall in sie setzten.

Das war der große Krieg, den linke Sozialdemo-
kratInnen seit Jahren als sichere Folge der wirt-
schaftlichen Konkurrenz und des Wettrüstens zwi-
schen den Großmächten vorhergesagt hatten. Noch 
1912 hatten deutsche und österreichische Sozialde-
mokratInnen auf dem Internationalen Sozialisten-
kongress in Basel feierlich geschworen, im Fall des 
Kriegsausbruchs alles zu tun, um den Krieg durch 
energischen Protest, Streiks und Demonstrationen 
zu ersticken.

Als nun der Ernstfall eintrat, blieben nur leere Phra-
sen. Nicht nur, dass die Sozialdemokratie nichts tat, 
um die ArbeiterInnen zum Widerstand gegen den Krieg 
aufzurufen. Nein, sie trat offen auf die Seite der impe-
rialistischen Kriegsfraktion über: Die SPD bewilligte im 
Reichstag die für den Angriffskrieg notwendigen Kre-
dite, und deutsche wie österreichische Sozialdemokra-
tie stimmten dem "Burgfrieden" zu, der beide Länder 
für die Dauer des Krieges in eine Militärdiktatur ver-
wandelte, in der Streiks, Demonstrationen und Agi-
tation für den Frieden verboten waren. Begleitet wur-
den diese Maßnahmen von einem scharfen Kurswech-
sel der sozialdemokratischen Presse: Sie fiel in nationa-
listische Kriegsbegeisterung und rief die Arbeiter zu den 
Schlachtfeldern um für die Profitinteresse ihrer Aus-
beuterInnen gegen französische, englische und russi-
sche Arbeiter zu kämpfen.

Die sozialdemokratische Bürokratie hatte sich in den 
Jahren zuvor immer mehr in den bürgerlichen Staat 
eingefügt und auf dessen Erhalt und Reformierung statt 
revolutionäre Veränderung gesetzt. Das führte in Kon-
sequenz zur Opferung von Millionen ArbeiterInnen. 
So groß war das alte Ansehen der SPD, dass Lenin die 
Meldung von ihrer Bewilligung der Kriegskredite nicht 
glauben wollte und für Propaganda hielt.

Aber es regte sich bald Widerstand. Parteilinke wie 
Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht und Clara Zetkin 
prangerten den beispiellosen Verrat ihrer Parteispit-
ze scharf an, und 1915 versammelten sich auf dem Zim-
merwalder Kongress linke SozialistInnen aus ganz Eu-
ropa, um sich der sozialdemokratischen Kriegspolitik 
entgegenzustellen, darunter Lenin und Trotzki, der den 
ArbeiterInnen Europas zurief: "Proletarier! Seit Aus-
bruch des Krieges habt ihr eure Tatkraft, euren Mut, 
eure Ausdauer in den Dienst der herrschenden Klas-
sen gestellt. Nun gilt es, für die eigene Sache, für die 
heiligen Ziele des Sozialismus, für die Erlösung der 
unterdrückten Völker wie der geknechteten Klassen 
einzutreten durch den unversöhnlichen proletari-
schen Klassenkampf."

Die 2. Internationale zerbrach an der Frage, doch es 
entstanden oder erstarkten bald linke ArbeiterInnen-
parteien, die mit der Sozialdemokratie brachen, sich in 
der 3. Internationale zusammenfanden. Sie traten (bis 
zu ihrer stalinistischen Degeneration) für den Sturz des 
Kapitalismus ein, der immer wieder den Krieg bringt: 
Die Bolschewiki in Russland, in Deutschland erst die 
USPD, dann die KPD, die die ArbeiterInnen 1917 bzw. 
1918 in der Revolution führten.	 	 Fabian Lehr

Der Verrat der
Sozialdemokratie 1914

Marx aktuell

perialistischen Entwick-
lung der Globalisierung 
längst gesprengt, obwohl 
das Profitsystem gleichzei-
tig den Nationalstaat wei-
terhin als Basis und be-
waffneten Schutzherren 
benötigt. Der Weltmarkt 
forderte nun Tribut. Aus-
nahmslos allen imperia-
listischen Mächten ging 
es im Krieg niemals um 
Demokratie, sondern die 
Neuaufteilung von Kolo-
nien und Einflusssphären, 
Rohstoffen und Ausbeu-
tung der Arbeitskraft. Den 

höchsten Preis dafür zahl-
ten in allen Fällen die Mas-
sen der Arbeitenden. Es 
waren Opfer für die Profite 
der kapitalistischen Eliten 
und ihres Staatsapparats.

Zum Wahnsinn des Krie-
ges gehörten nicht nur die 
Gräuel der Schützengrä-
ben. Im Fall der US-Ar-
mee wird davon ausgegan-
gen, dass ähnlich viele an 
der „Spanischen Grippe“ 
starben wie bei Kampf-
handlungen der gesamten 
Infanterie. Genauso ge-
fährlich war die Situation 
für Jung und Alt zuhau-
se: Allein im deutschen 
Steckrübenwinter 1916/17 
verhungerten mehr als 
750.000 Menschen. Jegli-
che Verschlechterung der 
Versorgungslage traf Ar-
beiterInnen und städti-
sche Bevölkerung beson-
ders hart. Viele Landwirt-
schaften waren entweder 
infolge der Kriegsbedürf-
nisse handlungsunfähig 
oder es wurde spekuliert. 

Die Preise für Lebensmit-
tel erfuhren absurde Preis-
sprünge nach oben. Händ-
lerInnen bedienten lieber 
den Schwarzmarkt und 
bereicherten sich an der 
Not Anderer. Auch führ-
te ein solcher Krieg vor 
Augen, wie international 
vernetzt Produktion und 
Handel sind. Eine voll-
ständig autarke nationale 
Versorgung für zig Millio-
nen ist langfristig gar nicht 
mehr möglich. Der Mangel 
an Verpflegung ändert die 
Stimmung grundlegend. 

Abgründe trennen die so-
zialen Klassen: Während 
reiche BürgerInnen ab und 
zu auf den Nachtisch ver-
zichten müssen, verhun-
gern ArbeiterInnen-Kin-
der. Es wurde klar, dass 
es kein „gesamt-nationa-
les Interesse“ gibt. Ab nun 
war es nur noch ein kleiner 
Schritt, um das zugrunde-
liegende Wirtschaftssys-
tem abzulehnen.

Was waren eigentlich 
die Errungenschaften des 
Weltkrieges? Technischer 
Fortschritt? Nein, den gibt 
es in Friedenszeiten ge-
nauso (wir leben bereits im 
Industriezeitalter). Eben-
so ist für den Ausbau von 
Verkehrsnetzen kein Krieg 
erforderlich. Und würde 
die Entwicklung von Gift-
gas tatsächlich den Tod 
Hunderttausender recht-
fertigen? Im Wesentlichen 
konnten sich einige kapi-
talistische Mächte auf Kos-
ten anderer stärken und in 
der imperialistischen Hie-
rarchie aufsteigen. Die Ar-

beiterInnen dieser Länder 
erhielten das Privileg, sich 
ab nun für eine Weltmacht 
ausbeuten zu lassen.

Die bürgerlichen Eliten 
schlugen sich ab 1914 end-
gültig nicht mehr mit Hu-
manismus und Aufklä-
rung herum. Unauslösch-
lich war bewiesen, dass 
sie zur Verteidigung ihrer 
Privilegien zum massen-
haften Abschlachten von 
Menschen bereit und fä-
hig sind. Doch genau die-
se Herrschenden präsen-
tierten den Weltkrieg doch 
als „letzten notwendi-
gen Krieg“. Wir erinnern 
uns: angeblich dauerhafter 
Wohlstand und Frieden im 
Kapitalismus.

Die Prognose von Mar-
xistInnen gründete hinge-
gen auf handfesten Über-
legungen: Wenn bei globa-
ler Arbeitsteilung der bür-
gerliche Nationalstaat und 
das private Eigentum in 
Industrie und Finanz be-
stehen bleiben, dann wer-
den alle Widersprüche, die 
VOR dem Ersten Weltkrieg 
existiert haben NACH die-
sem ebenso vorhanden 
sein und erneut einen Aus-
weg suchen. Die Optionen 
verdichteten sich zur Al-
ternative Systemwechsel 
oder Weltkrieg. Den Nie-
derlagen der sozialisti-
schen Revolutionen ab 1918 
folgten durchwegs Mas-
senarmut, chronische Ar-
beitslosigkeit (v.a. der Mil-
lionen Kriegsheimkehrer), 
politische Instabilität so-
wie die erneute Zunahme 
diktatorischer Tendenzen. 
Nur 20 Jahre später begann 
ein noch größerer Welt-
krieg mitsamt der indust-
riellen Massenvernichtung 
durch den Faschismus.	

Franz Neuhold

Ausdruck imperialistischer 
Expansionsbestrebungen
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Wandlung der Dynamik 
von außen nach innen

Mit dem Satz „Ich kenne 
keine Parteien mehr, ich 
kenne nur noch Deutsche“ 
begrüßte der deutsche 
Kaiser Wilhelm II. die Ka-
pitulation der sozialdemo-
kratischen Parteiführung 
1914. Der „Burgfrieden“ 
sollte die Klassenkonflik-
te für die Zeit des Krieges 
beseitigen. Er konnte sie 

jedoch bestenfalls für ei-
ne kurze Zeit übertünchen 
und unterbinden. Mit zu-
nehmendem Hunger und 
Verelendung in der Hei-
mat und ausbleibendem 
Erfolg an der Front ende-
te auch die Illusion in die 
„herrlichen Zeiten“, die 
der Kaiser versprochen 
hatte. Ab Ende 1915 kam es 
zu ersten Streiks und De-
monstrationen von hun-
gernden ArbeiterInnen, in 
Heer und Marine rumor-
te es.

Zur vorerst größten Anti-
Kriegs-Demonstration kam 
es in Österreich im Mai 1917. 
Am 22. Jänner 1918 folg-
ten v.a. in der Rüstungsin-
dustrie massive Streiks ge-
gen die katastrophale so-
ziale Lage und für Frieden. 
Die k.u.k. Polizei versuchte 
diese Erhebungen noch auf 
traditionelle Sündenböcke 

abzuschieben. So hieß es 
im entsprechenden Polizei-
bericht mit unverhohlenem 
antisemitischem Unter-
ton, dass die „Propaganda 
hauptsächlich auf interna-
tional-jüdischem Wege be-
trieben“ würde. Die Streiks 
waren aber nur die Ouver-
türe. Nachdem im Sommer 
1918 die letzten von vielen 

„Entscheidungsschlach-
ten“ im Sand verlaufen wa-
ren, kollabierte das Heer. 
Die Soldaten stimmten mit 
den Füßen gegen den Krieg 
und zogen sich selbständig 
in die Heimat zurück. Rä-
te wurden gewählt – ur-
sprünglich um den Rück-
zug zu organisieren, später 
als revolutionäre Organe. 
Auch ArbeiterInnen wähl-
ten Räte und gingen auf die 
Straße.

Der Krieg hatte die inne-
re Schwäche des alten Regi-
mes offenbart. Mit seinem 
Fortschreiten und ohne 
Aussicht auf den „Siegfrie-
den“ brachen die nur ober-
flächlich verputzten sozi-
alen und nationalen Kon-
flikte auf. Die äußere Dy-
namik verwandelte sich in 
die innere, der Krieg schlug 
in die Revolution um. Die 
alten und morschen Mon-

archien fielen, wie der rus-
sische Revolutionär Leo 
Trotzki es formulierte „bei 
der Erschütterung wie ei-
ne faule Frucht“. Unter dem 
Druck der Massen, die Frie-
den, Nahrung und demo-
kratische Rechte wollten, 
kollabierten die jahrhun-
dertealten Dynastien und 
Staaten der Romanows, 

Habsburger und Hohen-
zollern. Nachdem sie ihre 
Untertanen vier Jahre für 
Kaiser, Gott und Vaterland 
hatten bluten lassen, ent-
schlossen diese sich, in Zu-
kunft auf derartige Herr-
scher verzichten zu können 
und das Schicksal in die ei-
genen Hände zu nehmen.

Ein Großteil der Arbeite-
rInnen und Soldaten woll-
te aber beim Sturz der Mo-
narchie und, insbesonde-
re in der Tschechoslowakei, 
nicht bei nationaler Unab-
hängigkeit stehen bleiben. 
Am 12. November 1918, als 
die Republik Deutschös-
terreich ausgerufen wurde, 
versammelten sich Hun-
derttausende mit einem 
Transparent mit der Auf-
schrift „Hoch die sozialis-
tische Republik“ vor dem 
Parlament. Als Angehöri-
ge der revolutionären Roten 

Garde den weißen Strei-
fen aus der rot-weiß-roten 
Fahne rissen, wurden sie 
vom sozialdemokratischen 
Ordnerdienst beschossen.

Der sozialdemokratischen 
Führung war nichts an 
einer Weiterführung der 
Revolution gelegen. Da-
zu der Parteiführer Ot-
to Bauer: „Keine bürger-
liche Regierung hätte die-
se Aufgabe [die Massen zu 
beruhigen; Anm.] bewäl-
tigen können. Sie wäre 
binnen acht Tagen durch 
Straßenaufruhr gestürzt, 
von ihren eigenen Solda-
ten verhaftet worden. Nur 
Sozialdemokraten konn-
ten diese Aufgabe von bei-
spielloser Schwierigkeit 
bewältigen. Nur Sozial-
demokraten konnten wild 
bewegte Demonstrationen 
durch Verhandlungen und 
Ansprachen friedlich be-
enden, die Arbeiterklas-
se von der Versuchung zu 
revolutionären Abenteu-
ern abhalten.“ Der Kaiser, 
dem die sozialdemokra-
tische Parteiführung so 
lange die Treue hielt, hatte 
sein altes Reich in den Un-
tergang manövriert. In der 
Verzweiflung des Krieges 
und der Not standen die 
ArbeiterInnen und Solda-
ten auf, um das morsche 
System zu beseitigen. Die 
Erfolge waren groß, aber 
ebenso der Verrat der so-

zialdemokratischen Füh-
rung und die Möglichkei-
ten, die verspielt wurden.

Die Absetzung der Habs-
burger, das Frauenwahl-
recht, Meinungs-, Ver-
eins- und Versammlungs-
freiheit wurden damals 
erreicht. Die Arbeitszeit 
wurde begrenzt, Betriebs-
räte institutionalisiert und 
das Sozialsystem verbes-
sert. Zugeständnisse der 
Bürgerlichen angesichts 
der drohenden Revolution. 
Doch bereits 1919, nach dem 
Abflauen der revolutionä-
ren Welle, wurden die So-
zialdemokraten wieder aus 
der Regierung gedrängt. 
Das Weiterbestehen des 
Kapitalismus ermöglichte 
den Bürgerlichen nicht nur 
die Rücknahme des „revo-
lutionären Schutts“, son-
dern brachte auch 15 Jah-
re später den Faschismus 
an die Macht und besiegel-
te damit das Aus der Er-
rungenschaften. Der Sturz 
des Kapitalismus war mög-
lich. Es gab revolutionäre 
Erhebungen in Russland, 
Ungarn und Bayern, ein 
Schulterschluss hätte die 
Geschichte Europas ver-
ändert, hätte uns die Ent-
wicklung des Stalinismus, 
die Weltwirtschaftskri-
se der 1920er Jahre und in 
späterer Folge einen weite-
ren Weltkrieg und die Bar-
barei der Nazis erspart.		
		  Jan Rybak

Man sagt, dass „der Krieg aller Dinge Vater“ sei. 
Im 20. Jh. brachte er die Revolution hervor.
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Im Jahr 2008 wurde das 
BIFIE (Bundesinstitut des 
Bundesministeriums für 
Bildungsforschung, In-

novation und Entwick-
lung des österreichischen 
Schulwesens) aus dem 
Unter r icht sm i n i ster i-
um (BMUKK) ausgliedert. 
Wenngleich das offiziel-
le Ziel eine Effizienzstei-
gerung war, sieht die Re-
alität anders aus. Anstatt 
Ressourcen zu sparen, 
stiegen die Ausgaben ste-
tig. Im Zeitraum von 2008 
bis 2010 stieg die Finan-

zierung des BMUKK für 
das BIFIE auf das Doppelte 
an. Die öffentlichen Gel-
der, die das BIFIE finan-

zieren, fließen dann unter 
anderem in zwei Direkto-
rInnen, neun Aufsichts-
ratsmitglieder und sieben 
ExpertInnen. 

Dafür werden dann Ar-
beiten des Ministeriums 
erledigt. Die Qualität lässt 
zu wünschen übrig. Da 
werden mal eben die Da-
ten von 400.000 Schüle-
rInnen und LehrerInnen 
verloren oder es tauchen 

Nazi-Texte in der Matu-
ra auf und der Benotungs-
schlüssel wird einfach so 
verändert. 

Doch anstatt öffent-
liche Gelder für die Be-
schaffung von Posten zu 
ver(sch)wenden, müs-
sen die wirklichen Exper-
tInnen entscheiden: Die 
SchülerInnen und Leh-
rerInnen. Sie sind inmit-
ten des Bildungssystems 
und können anhand ih-
rer praktischen Erfah-
rung ein demokratisches, 
soziales und gerechtes 
Bildungswesen gestalten. 
Doch das wird nicht ge-
wünscht: Um neoliberale 
Bildungslogik umzuset-
zen, greift der Staat lieber 
auf private Institutionen 
zurück.	   	
		  Stefan Reifberg

Effiziente Geldvernichtung

Das BIFIE ist ein typisches 
Beispiel für das Unwesen 
der Ausgliederungen

Die deutschen Montagsde-
mos sind mittlerweile zur 
Institution geworden - und 
nun auch in Wien zu fin-
den. Die oftmals alternativ 
aussehenden Jugendlichen, 
die dafür Flyer verteilen, 
sehen aus, als würden sie 
für eine stinknormale linke 
Demo werben. Von Frieden 
und Demokratie ist da die 
Rede, auch ein Hauch von 
Systemkritik scheint mit-
zuschwingen.

Beim Besuch einer Mon-
tagsdemo merkt man je-
doch, dass dort nicht Frie-
den und Demokratie son-
dern konfuse Verschwö-
rungstheoretikerInnen 
- schlimmstenfalls Na-
zis - anzutreffen sind. Von 
Chemtrails (nicht Einge-
weihten nur als Kondens-
streifen bekannt) ist oft die 
Rede: Diese wären ein In-
strument einer „Elite“ zur 
Gehirnwäsche der Bevöl-
kerung. Diese Elite sind, 
je nach politischer Heimat 
der Verschwörungstheore-
tikerInnen: JüdInnen, Ban-
kerInnen, Illuminati oder 
auch „die EU“ bzw. „der 
Westen“.

Hier zeigt sich der rück-
schrittliche Charakter die-
ser Theorien. Komple-
xe Fragen werden nur mit 
kruden Schuldzuweisun-
gen beantwortet. Auf reale 
Probleme der ArbeiterIn-
nenklasse, wie Massenar-
beitslosigkeit, Arbeitszeit-
verlängerungen, Sparpa-
kete im Bildungs- und So-

zialbereich und ständig 
sinkende Reallöhne wird 
nicht eingegangen. Teilwei-
se werden reale Phänomene 
aufgegriffen, wie etwa Ma-
nipulation durch Medien. 
Doch dahinter steckt dann 
wieder die verschwore-
ne „Elite“. Die jetzige Kri-
se ist eine notwendige Aus-
wirkung des kapitalisti-
schen Systems. Nicht für 
die Verschwörungstheore-
tikerInnen. Für sie ist die-
se globale Krise ein diaboli-
scher Plan der „Elite“ mit-
hilfe der amerikanischen 
Federal Reserve. Der „gu-
te“ Kapitalismus wird bloß 
vom „bösen“ (jüdischen) 
Finanzkapital gestört, hört 
man da rasch. Der Schul-
terschluss nach ganz rechts 
findet hier dementspre-
chend häufig statt. 

All das macht Verschwö-
rungstheorien so gefähr-
lich. Sie bieten für reale 
Probleme verkürzte Schei-
nanalysen. Sie bieten kei-
ne Lösungen und stellen 
sich damit diesen effektiv 
in den Weg. Ein Schelm wer 
Böses dabei denkt! Doch 
auch ohne Weltverschwö-
rung sind diese Theorien im 
besten Fall unterhaltsamer 
Blödsinn, im schlimmsten 
Fall helfen sie jedoch der 
herrschenden Klasse Men-
schen, die Widerstand leis-
ten wollen, in die Irre zu 
führen anstatt den Kampf 
gegen den Kapitalismus zu 
führen. 		
		  Berenike Spilka

#BringBackOurGirls - 
aber bitte nicht nach Österreich!

Am 14.  April entführte die 
Boko Haram in Nigeria 200 
Schülerinnen. Um dar-
auf aufmerksam zu ma-
chen, wurde eine Kampa-
gne gestartet, bei der sich 
Leute fotografieren sol-
len, die einen Zettel mit 
der Aufschrift: #Bring-
BackOurGirls in der Hand 
halten. Unter jenen, die 
denken, dass so etwas ei-
ne sinnvolle Hilfe für die 
Mädchen und ihre Fami-
lien sind, finden sich auch 
Österreichs Frauenspre-
cherInnen, von der FPÖ 

bis zu den Grünen sind al-
le dabei. Die FPÖ versucht 
ihre Anti-Islamhetze mit 
scheinheiligem Mitleid 
zu verbinden. Denn sie 
will mit „Kopftuchverbot“ 
Mädchen aus dem Regel-
unterricht ausschließen 

– Boko Haram würde es 
freuen. Und die ÖVP und 
Mikl-Leitner: „#Bring-
BackOurGirls – aber bit-
te nicht nach Österreich. 
Asylbescheide für Nigeria-
ner werden fast immer ab-
gelehnt.“ (raketa.at)

	 Sarah Krenn

Aluhut statt 
Marxismus?

Der WKO ist offenbar 
keine Gelegenheit zu 
blöd, um arbeiterIn-
nenfeindliche Parolen 
zu schwingen. Selbst 
den 1. Mai deuten sie 
jetzt zum „Tag der Ar-
beitgeber“ um. Tat-
sächlich sind Unter-
nehmerInnen natürlich 
die wahren „Arbeit-
nehmer“ – sie nehmen 
die Arbeit, die wir ih-
nen geben, um auf un-
sere Kosten Profit zu 
machen!

Fundstück des Monats
Wer gibt eigentlich Arbeit?
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England & Wales: 
Linke Alternative 
im Aufbau

Bei den Lokalwahlen in 
England & Wales Ende Mai 
gab es erstmals seit 1945 
eine breit antretende linke 
Alternative. TUSC erzielte 
mehr als 65.000 Stimmen. 
Ein Ex-Labour Gemeinde-
rat, Keith Morell, hat er-
folgreich sein Mandat ver-
teidigt. Er erhielt 1.654 
Stimmen (43%) in seinem 

Wahlkreis. UKIP und La-
bour verwies er auf die 
Plätze. In Coventry wur-
de TUSC-Vorsitzender Da-
ve Nellist mit 27% Zwei-
ter. In zehn Gebieten er-
zielten KandidatInnen je 
mehr als 2.000 Stimmen. 
Alleine das Antreten der 
TUSC war ein großer Fort-
schritt. Sie hat das Poten-
tial, Meilenstein im Auf-
bau einer neuen Arbeite-
rInnenpartei zu sein.

Seit der Bildung der Ko-
alition aus Konservati-
ven und Liberaldemokra-
ten haben sich Attacken 
auf Soziales, Jobs und öf-
fentliche Dienstleistungen 
vervielfacht. Die Arbeits-
losigkeit liegt bei 2,5  Mil-
lionen. Es gab eine Aus-
weitung prekärer Jobs und 
immer mehr Menschen 

müssen trotz Job von Es-
sensmarken und sozialen 
Ausspeisungen leben. Mit 
der Kürzung der Gemein-
debudgets hatten Labour-
geführte Gemeinden zwei 
Möglichkeiten. Entweder 
sie bauen wie der von Mi-
litant (Vorgängerin der SP) 
geführte Liverpool Coun-
cil in den 1980ern eine 

Massenkampagne auf, die 
mehr Ressourcen fordert. 
Oder sie setzen den Spar-
kurs der Tories um. Jede 
einzelne Labour-Gemein-
de hat genau das getan. 
Nur eine Handvoll Labour-
FunktionärInnen leiste-
ten Widerstand. Sie wur-
den suspendiert oder aus-
geschlossen. Zwei dieser 
Gemeinderäte in Shouth-
ampton, darunter Keith 
Morell, sind jetzt Mitglie-
der der SP und traten mit 
TUSC an. TUSC ruft zum 
Kampf gegen den Spar-
kurs auf und fordert einen 
Mindestlohn von 10 Pfund/
Stunde, Mietsenkungen 
und die Übernahme von 
Betrieben in öffentliches 
Eigentum. Gemeinderäte 
sollen sich weigern, Kür-
zungen umzusetzen.

Die Socialist Party war die 
Erste, die die Verbürger-
lichung der Labour Party 
Anfang der 90er-Jahre er-
kannte. Bei Labour gibt es 
heute kaum noch Gewerk-
schaftsaktivistInnen oder 
einfache Menschen. De-
mokratische Strukturen 
wurden abgedreht. Es ist 
nötig, eine neue Partei der 

ArbeiterInnenklasse auf-
zubauen. Im Moment fin-
det in den Gewerkschaf-
ten eine Debatte über die 
künftige politische Aus-
richtung statt. TUSC wird 
von der SP und der RMT 
(TransportarbeiterInnen-
gewerkschaft) mit 80.000 
Mitgliedern und promi-
nenten Gewerkschafts-
mitgliedern, u.a. aus der 
PCS (öffentlich Bedienste-
te) und der LehrerInnen-
gewerkschaft unterstützt. 
Mitglieder größerer Ge-
werkschaften, die zur La-
bour Party gehören, be-
ginnen den pro-Labour 
Kurs zu hinterfragen. Die-
ser Druck spiegelt sich in 
der größten Gewerkschaft 
Unite wieder (mehr als 1 
Million Mitglieder). Ihr 
Vorsitzender McCluskey 

musste mehrmals mit der 
Abspaltung von Labour 
drohen. Doch noch fährt 
Unite die Strategie, Labour 
für normale Menschen zu-
rückzuerobern. Ob das 
erfolgreich ist, ist mehr 
als fraglich, besonders 
seit Labour Unite die Po-
lizei auf den Hals gehetzt 
hat. Grund waren angeb-
liche Unregelmäßigkeiten 
in Falkirk/Schottland, wo 
Unite-Mitglieder versucht 
hatten, die Partei zu ver-
ändern und damit schei-
terten. Eine weitere Bestä-
tigung, dass Labour nicht 
zurückgewinnbar ist. Wir 
meinen, Unite sollte eben-
falls für eine neue Partei 
kämpfen. Aber wir war-
ten nicht darauf, dass die 
GewerkschaftsführerIn-
nen ihren Kurs ändern. 
Wir führen die Debatte 
an der Basis. Für die TUSC 
kandidierten 49 Mitglie-
der der RMT, 137 von Uni-
te und viele aus anderen 
Gewerkschaften. Weitere 
KandidatInnen sind strei-
kende PflegerInnen sowie 
junge Menschen aus ver-
schiedenen Kämpfen.

Wie notwendig eine po-
litische Alternative ist, 
zeigt sich am Aufstieg 
der rechtspopulistischen 
UK Independence Par-
ty (UKIP). UKIP mixt va-
ge Antiestablishment-Slo-
gans mit Rassismus und 

pro Big Business-Politik. 
Sie versuchen die Spaltun-
gen zwischen ArbeiterIn-
nen zu vertiefen. Eine so-
zialistische Alternative mit 
gewerkschaftlicher Basis 
könnte diese Spaltungen 
überwinden. Sie könnte 
Antworten auf Kürzungs-
politik geben und zeigen, 
wie eine sozialistische Zu-
kunft aussehen könn-
te. Manche Linke sagen, 
es bringe nichts, vor der 
Wahl einer neuen Labour-
regierung 2015 eine neue 
Partei aufzubauen, weil sie 
nur wenig Stimmen be-
käme. Das ist ein falscher 
Zugang. Wir müssen die-
sen Prozess jetzt beginnen. 
Wahlergebnisse sind in 
dieser Phase nicht das ent-
scheidende. Aber wir bau-
en jetzt Strukturen auf, die 
den Grundstein für späte-
re Entwicklungen legen. 
Es kommt eine Vertiefung 
der Klassenkämpfe auf uns 
zu, bereits jetzt häufen sich 
Streiks. Damit wird die 
Idee einer politischen Al-
ternative mehr und mehr 
Fuß fassen. TUSC ist ein 
Schritt in diese Richtung. 
Die MarxistInnen der Soci-
alist Party werden in TUSC 
ein sozialistisches Pro-
gramm vorlegen, das den 
Kapitalismus herausfor-
dert – eine echte Alternati-
ve zur Kürzungspolitik.

Paul Hunt, 
www.socialistparty.org.uk

TUSC hat das Potenzial, ein Meilenstein 
im Kampf für den Aufbau einer 
neuen ArbeiterInnenpartei zu sein.
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Flut und Erdrutsche in Bos-
nien treffen eine Million 
Menschen, ein Drittel des 
Landes. Bei einer Arbeits-
losigkeit von 40  %, Mas-

senarmut und mangeln-
der sozialer Absicherung 
eine weitere Katastrophe. 
2013 und 2014 gab es Mas-
senbewegungen gegen die 
Folgen der Privatisierun-
gen, die soziale Misere und 
die Korruption. Diese sind 
vorerst abgeebbt. Die herr-
schende Politik und natio-
nalistische Kräfte werden 
versuchen, das Hochwas-
ser für einen „nationalen 
Schulterschluss“ zu nut-
zen, um von der eigenen 
Korruption abzulenken. 

Aber auch, um den Abbau 
des Nationalismus zu ver-
hindern, der gerade statt-
findet. Denn die Hilfsbe-
reitschaft ist enorm und 

fragt nicht nach Ethnie 
oder Religion.

Die Opfer der Flut wer-
den von Regierung, Ver-
sicherungen und Hilfs-
organisationen nur ei-
nen Bruchteil ihres Scha-
dens ersetzt bekommen. 
Die Wut wird wieder auf-
kochen. Sie kann dort an-
setzen, wo die Protes-
te vorläufig aufgehört ha-
ben. Aus den Plena werden 
Hilfsaktionen organisiert. 
In Tuzla gibt es Ansätze für 
neue gewerkschaftliche 

Strukturen. Und die über-
ethnische Zusammenar-
beit, die jetzt stattfindet, 
kann in einer Kampagne 
fortgeführt werden, die die 

vollständige Entschädi-
gung der Flutopfer fordert 
– und mehr.

Die Wahlen im Herbst 
werden nichts an der Mi-
sere ändern. Die Flut und 
ihre Folgen können zum 
Auslöser neuer Proteste 
werden, die von den letz-
ten gelernt haben, dass es 
nicht reicht, nur Personen 
auszutauschen und dass 
eine Lösung im Rahmen 
des Kapitalismus nicht 
möglich ist.	

	 Sonja Grusch

Potenziell explosives Hochwasser

Der 1. Mai international 

Das Hochwasser verschlimmert die Situation 
weiter – kann aber neue Proteste auslösen.

Interview mit Festus Okay 
von Sosyalist Alternatif, der 
türkischen Schwesterorga-
nisation der SLP.

Bei den Wahlen im März wur-
de Erdogan gestärkt. Doch 
nach Soma sieht die Lage 
anders aus. Wie stabil ist sein 
Regime?

Wenn man die Wahlergeb-
nisse als Maßstab nimmt, 
sieht das Regime auf den 
ersten Blick sehr stabil 
aus. Aber tatsächlich ist es 
mehr wie ein Boot, wo ein 
Loch geflickt wird und das 
nächste aufreißt und sie 
nur am Wasserschöpfen 
sind. Seit dem Gezi-Auf-
stand ist die Regierung mit 
Massenprotesten konfron-
tiert. Dann der Korrupti-
onsskandal rund ums Gü-
len-Netzwerk. Die Wah-
len waren eine kurze Ver-
schnaufpause. Dann kam 
das Massaker von Soma. 
Das Neue ist nun, dass die 
soziale Frage im Vorder-
grund steht. Damit verän-
dern sich auch langsam die 
Schichten, die gegen Erdo-
gan auf die Straße gehen. 
Letztes Jahr waren es noch 
mehr städtische Schich-
ten und viele Intellektu-
elle und Kleinbürger, nun 
werden es mehr Arbeite-
rInnen. Soma ist eher eine 
eher konservative Gegend, 
aber als Erdogan dort war, 
gab es massive Proteste ge-
gen ihn. Doch das ist ein 
langsamer Prozess. Der 

Streikaufruf z.B. nach So-
ma wurde zwar teilweise 
befolgt, aber die Spaltung 
der ArbeiterInnen entlang 
ethnisch-religiös-kultu-
reller Linien ist noch ein 
großes Hindernis. Und Er-
dogan versucht diese zu 
vertiefen.

Wie siehst du die Zukunft des 
Regimes?

Prägend ist eine massi-
ve Polarisierung. Die hat 
durch Soma zugenom-
men. Wichtig sind die 
Wahlen im August, bei de-
nen Erdogan seine Macht 
ausbauen will. Die Frage 
ist, wie lange Menschen 
aus den ärmeren Schich-
ten ihn noch unterstüt-
zen werden. Selbst Regie-
rungsberater sagen, dass 
Soma und seine Auswir-
kungen Menschen er-
reicht, die Gezi nicht an-
sprechen konnte. Zur Zeit 
gibt es aber keine politi-
sche Kraft, die diese Wut 
bündelt und eine Alter-
native anbietet. Aber wir 
waren bei den Protesten 
und haben diese Forde-
rung auch eingebracht. 
Die Stimmung drückt sich 
noch nicht in Massende-
mos aus. Es ist mehr ein 
Brodeln unter der Ober-
fläche. Aber selbst wenn 
es aussieht, als ob es sich 
kurzfristig stabilisieren 
kann – mittelfristig wird 
das Regime zusammen-
brechen.	

„Es brodelt unter 
der Oberfläche“

Der 1. Mai ist der Kampftag 
der ArbeiterInnenklasse. 
Sektionen des CWI nah-
men international an De-
monstrationen und Pro-
testen teil. Aktuelle sozi-
ale Kämpfe standen dabei, 
wie etwa bei der „Uni-
ted Socialist Party“ (CWI 
in Sri Lanka), im Vorder-
grund. Die Demonstration 
durch die Hauptstadt Co-
lombo war für mehr de-
mokratische Rechte, Re-
defreiheit und Sozialismus. 
In Deutschland war das 
CWI Teil der Demonstrati-

onen in Berlin sowie Ham-
burg, wo die Polizei bru-
tal gegen die Demonstran-
tInnen vorging. In Nigeria 
waren GenossInnen we-
gen ihres Materials gegen 
Korruption mit Repressi-
on konfrontiert. In Pakis-
tan wurden in 38 Städten 
Demonstrationen organi-
siert. Auch in der Türkei, 
Griechenland, Finnland, 
Russland, den USA und 
etlichen weiteren Staaten 
war das CWI am 1. Mai ak-
tiv auf der Straße.		
          www.socialistworld.net

Irland: Sozialistin im Parlament
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Ruth Coppinger von der 
Socialist Party (CWI Ir-
land) wurde ins irische 
Parlament gewählt. Sie 
ist nun neben Joe Higgins 
die 2. CWI-Parlamenta-
rierin. Sie wird ihre Po-
sition als Sprachrohr für 
soziale Bewegungen be-
nutzen und nur einen 
FacharbeiterInnenlohn 
annehmen. Außerdem 
schaffte die SP-geführ-
te „Anti-Austerity-Alli-
ance“ einen Durchbruch 
und gewann 14 kommu-
nale Mandate. Bei den EU 

Wahlen gab es leider ein 
weniger gutes Ergebnis. 
Aufgrund der sektiere-
rischen Politik der SWP 
(Linkswende), die lieber 
zur Profilierung eine ei-
gene Kandidatin gegen 
den SP-EU-Parlamen-
tarier Paul Murphy auf-
stellte, spalteten sich die 
linken Stimmen und Paul 
konnte sein Mandat nicht 
halten, obwohl er 30.000 
Stimmen erhielt. Er stellt 
aber klar: „Das ist erst 
der Anfang für uns!“		
		  www.socialistparty.ie

WM-Proteste
Die Proteste gegen die 
Fußball-WM in Brasili-
en reißen nicht ab. Am 
15. Mai fand ein nationa-
ler Aktionstag gegen die 
WM statt. André Ferra-
ri von LSR (CWI in Bra-
silien) sprach auf einer 
Massenversammlung in 
Sao Paulo gegen eine Po-
litik, die Hochglanzsta-
dien errichtet, während 
die Bevölkerung verarmt. 
LSR steht beim Wider-
stand gegen die WM in 
der ersten Reihe.	
		  www.lsr-cit.org/
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Die Rolle der Medien im Kapitalismus

Medien sind Teil des Über-
baus der kapitalistischen 
Gesellschaft, sie werden 
zur Aufrechterhaltung des 
Systems und als Instru-
ment zur Machterhaltung 
eingesetzt. Medien können 
als private Unternehmen 
sehr gut die Interessen der 
Herrschenden vertreten. 
Staatliche Medien sind da-
zu nicht unbedingt nötig. 
In Griechenland wurde der 
staatliche Sender ERT kur-
zerhand geschlossen und 
die Beschäftigten auf die 
Straße gesetzt. 

Doch Medien sind nicht 
homogen, sie können kri-
tisch und brisant für die 
Herrschenden sein (wi-
kileaks) – so brisant, dass 
JournalistInnen, wie z.B. in 
Russland, unter Lebensge-
fahr arbeiten. Es gibt unter-
schiedlichste Formate, vom 
kritischen Donnerstalk bis 
zum braven Musikanten-
stadl, doch alle bleiben im 
Rahmen des Systems. In 
Medien spiegelt sich, wie in 
allen Strukturen des kapi-
talistischen Überbaus, das 
Kräfteverhältnis der Klas-
sen, aber auch die unter-
schiedlichen Interessen 
verschiedener Teile des Ka-
pitals wieder. Der Main-
stream war nach der 68er 
Bewegung anders als in den 
50er Jahren und ist heu-
te anders als nach dem Zu-

sammenbruch des Stalinis-
mus, als Kapitalismus als 
das „Ende der Geschichte“ 
schien. Im bürgerlichen ka-
pitalistischen Staat haben 
wir es mit bürgerlichen Me-
dien zu tun, die die Öffent-
lichkeit beherrschen und 
nicht „objektiv“ sein kön-
nen.

Die Pressefreiheit bie-
tet theoretisch die Mög-
lichkeit, diese Macht an-
zufechten und ist zu ver-
teidigen. Wenn sie ange-
griffen wird, ist etwa der 
Österreichische Journalis-
ten Club zu unterstützen, 
wenn er eine Ansprech-
stelle für JournalistInnen 
einrichtet, die bei antifa-
schistischen Demonstrati-
onen der letzten Zeit (Pro-
teste gegen Akademikerball 
und „Identitären“-Demo) 
von der Polizei behindert 
oder attackiert wurden. 
Real wurde die Pressefrei-
heit mehr von der Arbeite-
rInnenklasse als vom Bür-
gertum erkämpft. Sie bleibt 
aber – wie alle Grundrechte 
innerhalb des Kapitalismus 
– sehr beschränkt. "Presse-
freiheit ist die Freiheit von 
zweihundert  reichen Leu-
ten, ihre Meinung zu ver-
breiten" (Paul Sethe, DER 
SPIEGEL, 5.5.1965). Denn 
bürgerliche Medien sind 
Unternehmen und deshalb 
abhängig von ihren Eigen-

tümerInnen und von Wer-
beeinschaltungen. Kriti-
schem Inhalt sind dadurch 
Grenzen gesetzt, da nicht 
gegen die eigenen Eigentü-
merInnen berichtet werden 
kann bzw. Investoren nicht 
vergrault werden dürfen. 

Qualität leidet aber auch 
massiv unter Sparzwang 
und prekären Beschäfti-
gungsverhältnissen. Jour-
nalistInnen bleibt durch 
schlechte Bezahlung und 
prekäre Beschäftigung kei-
ne Zeit für gute Recherche. 
Hinter dieser Rolle der Me-
dien steckt kein „Master-
plan“, keine Verschwörung 
und keine Vereinbarung, 
sondern die ökonomischen 
Verhältnisse. Der Kapita-
lismus führt auch bei Medi-
en zu Machtkonzentration, 
die in Österreich besonders 
extrem ist. Der Raiffeisen-
konzern beherrscht die Me-
dienlandschaft über Mehr-
heitsanteile am Kurier und 
über Umwege mit Anteilen 
an Mediaprint (Krone, Ku-
rier), Verlagsgruppe News 
und direkt am NÖ Pres-
sehaus. Die der „Katholi-
scher Medien Verein Privat-
stiftung“ gehörende Styria 
Media Group (Presse, Klei-
ne Zeitung, Wirtschafts-
blatt) beherrscht den Rest. 
Zusammengefasst wird na-
hezu der gesamte Medien-
markt von Kirche, Raiffei-

senkonzern und den Fami-
lien Dichand und Fellner 
beherrscht. Pressefreiheit 
und kritische Berichter-
stattung sind dadurch sehr 
eingeschränkt, etwa zur 
Abtreibungsfrage aufgrund 
der Machtstellung der Kir-
che.

Auch vermeintlich „lin-
ke“ oder linksliberale Me-
dien zeigen, auf welcher 
Seite sie stehen, wenn et-
wa das Amerlinghaus im 
Falter als „nicht ganz so 
arm“ bezeichnet und an-
tisemitischer Ton ver-
wendet wird, oder durch 
„Instrumentalisierungs“-
Vorwürfe und RAF-Ver-
gleiche gegen Unterstüt-
zerInnen der Flüchtlings-
bewegung gehetzt wird. 
Hetze gegen Flüchtlin-
ge, die sich selbst organi-
siert haben, um für ihre 
Rechte zu kämpfen, wur-
de von bürgerlichen Medi-
en in Gang gebracht, for-
ciert oder kritiklos über-
nommen. Die staatli-
cherseits konstruierten 
„Schlepperei“-Vorwürfe 
wurden von bürgerlichen 
Medien ebenso kritiklos 
und ungeprüft übernom-
men wie die unwahre Po-
lizeiaussendung zu den 
Protesten gegen „Akade-
mikerball“ und gegen den 
Aufmarsch der „Identitä-
ren“.

Wo ArbeiterInnen ein 
Medium übernehmen, 
kann es zum Kampfinst-
rument werden, wie bei es 
bei der griechischen Zei-
tung „Elefterotypia“ kurz-
zeitig gelang. Eigene Me-
dien der ArbeiterInnenbe-
wegung sind dringend nö-
tig, nur schreibt der ÖGB in 
seiner Zeitung lieber über 
Kochrezepte als notwendi-
ge Kämpfe. Der Aufbau von 
tatsächlich unabhängigen 
Medien, die nicht profito-
rientiert arbeiten, sondern 
sich aus Organisationen der 
ArbeiterInnenbewegung fi-
nanzieren, ist notwendig 
und möglich. Doch es wä-
re eine Illusion, zu glauben, 
die kapitalistische Propa-
gandamaschinerie könne 
durch Gegenmedien in die 
Knie gezwungen werden. 
Auch im scheinbar freien 
Internet haben die Medien-
konzerne weit mehr Reich-
weite als vereinzelte kriti-
sche BloggerInnen. Revolu-
tionäre Medien können dem 
Widerstand auf der Stra-
ße, im Betrieb oder in der 
Schule eine Stimme geben, 
ihn sichtbarer machen, ihn 
jedoch nicht ersetzen. Des-
wegen gibt es nicht nur 
„Vorwärts“, sondern auch 
die SLP – Also am besten 
„Vorwärts“ abonnieren 
und aktiv werden!	

	 Helga Schröder

Auch der Informationskrieg ist ein Klassenkampf
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“Die Stellung der Frau ist der 
anschaulichste und wir-
kungsvollste Indikator, 
um die Entwicklung eines 
sozialistischen Regimes 
und einer staatlichen Po-
litik einzuschätzen“- Leo 
Trotzki, 1938. Das gilt auch 
heute! Sozialkürzungen 
treffen Frauen besonders. 
Bisher kaum zugängliche 
Texte von Trotzki aus den 
Jahren 1923-36 behandeln 
aktuelle Fragen wie Fami-

lien, Mutterschaft, Kultur 
und Bewusstsein. Die Ok-
toberrevolution brachte 
Frauen den Anspruch auf 
die Verlagerung von Re-
produktionsarbeit an die 
Allgemeinheit und Selbst-
bestimmung. Mit der Sta-
linisierung gingen viele 
Errungenschaften verlo-
ren. Der Zusammenhang 
wird aufgezeigt. Denn die 
Frauenfrage ist eine Klas-
senfrage!

60 Seiten, A5 um 4.- Euro 
Jetzt Bestellen unter: 
www.slp.at

Aus der SLP

NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
Nähe Mirabellplatz

NIEDEROST. & TIROL

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP Wien-West 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
in der ‘Libreria Utopia’ 
15., Preysingasse 26-28/1 
(U3 Schweglerstraße)

SLP Wien-Nord 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
in der ‘Pizzeria La Piazza’ 
20., Gaussplatz 7 
(31 bis Gaussplatz oder 
Nähe U4 Friedensbrücke)

SLP Wien-Mitte 
jeweils Donnerstag, 1900 Uhr 
im ‘Kebab-Haus’ 
4., Operngasse 26 
(Nähe Karlsplatz)

Zahlreiche 
Termine und  
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

„Für wirklich unabhängi-
ge Untersuchungen durch 
VertreterInnen der Arbei-
terInnenbewegung (Ar-
beiterInnen, Betriebsräte, 
GewerkschafterInnen und 
KonsumentenschützerIn-
nen).“ 

Diese Forderung wird 
von der SLP immer wieder 
gestellt. Aktuelle Anlässe 
waren etwa das Gruben-
unglück in der Türkei oder 
die Polizeigewalt in Wien 
bei der Demo gegen die 
Identitären. Genauso stel-
len wir diese Forderung 
bei Korruption, Lebens-
mittelskandalen oder Ban-
kenrettungen. Der Grund 
ist, dass UnternehmerIn-
nen, Polizei, Gerichte und 
Staat in den meisten Fäl-

len kein Interesse haben, 
die Schuldigen zu benen-
nen und die tatsächlichen 
Geschehnisse öffentlich 
zu machen. Warum sollte 
der Bergbaukonzern in der 
Türkei, dessen Geschäfts-
treiben 301 Menschen zum 

Opfer gefallen sind, die 
Wahrheit sagen, nämlich 
dass für den Profit alle Si-
cherheitsmaßnahmen ig-
noriert wurden? Oder der 
türkische Staat, wo Tei-
le der Elite Verbindungen 
zum Konzern haben und 
Kontrollen verhinderten, 
um die Gewinne nicht zu 
gefährden? Die einzigen, 
die ein Interesse an der 
Wahrheit haben, sind die 
ArbeiterInnen selbst. Für 
sie geht es nicht nur dar-

um, die Verantwortlichen 
zur Rechenschaft zu zie-
hen und Entschädigun-
gen zu erhalten, sondern 
auch darum, in Zukunft 
solche Unfälle zu verhin-
dern. Dazu müssen alle 
Fakten auf den Tisch. Wir 
fordern aber auch unab-
hängige Untersuchungen, 
wenn z.B. Unternehmen 
„bankrott“ gehen. Da-
zu braucht es die Offenle-
gung der Bücher. Die Be-
troffenen müssen wissen, 
wer am Unternehmen 
profitiert hat, und wo-
hin Gelder geflossen sind. 
Dass wir solche Untersu-
chungen nicht staatlich 
oder privat finanzierten 
„unabhängigen“ Institu-
ten überlassen können, 
zeigt sich in der Lebens-
mittelbranche: Dort ver-
leihen sich die Super-
marktketten mittlerwei-
le ihre eigenen Gütesiegel 
selbst.

SLP-Programm genau erklärt:

Staatliche  „Untersuchungen“ 
führen meistens zu nichts.

Das erste Mal begegnete ich 
der SLP auf einer Demons-
tration gegen Strache in 
Salzburg. Ich traf zufällig 
auf einen Schüler aus mei-
ner Schule, der mich zur 
nächsten Ortsgruppe ein-
lud. Obwohl ich am An-
fang recht zurückhaltend 
war, fand ich die Diskus-
sionen und Referate doch 
sehr spannend. 

Ich erwartete mir nur ei-
ne kleine linke Gruppe, die 
sich ideologische Klein-
kriege mit anderen Lin-

ken liefern würde. Doch all 
das fand ich nicht vor. Sehr 
schnell merkte ich, dass die 
SLP nichts mit Stalinismus 
und Maoismus am Hut hat.

Sie ist keine von oben he-
rab organisierte Bonzen-
Partei, nein im Gegenteil, 
alle Mitglieder können und 
sollen bei allen Entschei-
dungen mitbestimmen und 
diskutieren.

Sie arbeitet trotz politi-
scher Differenzen mit an-
deren Organisationen zu-

sammen und schließt 
Bündnisse:
FFSie ist aktiv.
FFSie ist internationalis-		
	tisch.
FFSie ist offen für Kritik.
FFSie ist unabhängig.

Deswegen und aus vielen 
weiteren Gründen bin ich 
der SLP beigetreten: 
FFKampf dem Faschismus!
FFKampf dem 
Kapitalismus! 
FFKampf der Reaktion!

Max Uhlir, 16 Jahre

Warum ich bei der SLP bin

Neue Broschüre - Leo Trotzki: 
Russland: Revolution – 
Frauenbefreiung - Stalinismus

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at

Die sozialistische Zeitung seit 1983

seit September 2011:

Neues, handliches Format

Neues, modernes Design

Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 24,– Normal-Abo 
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

Die Oberösterreichischen Nachrichten berichteten über den 
Protestmarsch der Siemens-VAI-Beschäftigten. Natür-
lich im Bild: Die SLP. Wir unterstützten die Beschäftigten 
und riefen auf Flyern und mit Transparent den ÖGB zum 
Kämpfen auf. Der jedoch verteilte Trauerschleifen! „Wer 
nicht kämpft, hat schon verloren“ sagte Brecht. Als Mot-
to für GewerkschaftsbürokratInnen war das jedoch nicht 
gemeint!

Abo-Zahlungen & Spenden: PSK (BLZ 60 000) Kto-Nr. 8812.733



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit�, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.200 Euro netto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit, 
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr. 
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen durch bezahlte Fachkräfte. Schluss 
mit Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern. 
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Ausreichend Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt auf 
Überwachungsstaat und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. Keine Kooperation 
& kein Beitritt zu einem Militärbündnis.
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organi-
sation wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen. 
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 

sondern wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben. 
FF Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung 
sind die Folge imperialistischer, neoko-
lonialer Politik. Für internationale 
Solidarität & Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnenbewegung.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten und der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung 
und Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand 
durch eine demokratisch geplante 
Wirtschaft, die von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht von Aktien-
kursen & Profiten bestimmt wird.
FF 	Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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In ganz Europa findet als Re-
aktion auf die Krise und die 
Kürzungspolitik eine Pola-
risierung statt. Rechtspo-
pulistische bzw. rechtsex-
treme Parteien wurden in 
den EU-Wahlen gestärkt. 
Doch wo existent, haben 
linke Parteien die Rechten 
überholt, wie in Spanien 
oder Griechenland.

In Schweden demonst-
rierten über 40.000 Men-
schen gegen rechte Ge-
walt. In Dresden wurde der 
ehemals größte Neonazi-
aufmarsch Europas dieses 
Jahr durch Gegenprotes-
te fast komplett verhindert. 
Auch in Österreich nimmt 
der antifaschistische Wi-
derstand zu. Hier müssen 
wir weiter gehen und ver-
suchen, breitere Schichten 
zu involvieren. Denn Nati-

onalismus bietet keinen Lö-
sungen, keinen Ausweg aus 
der Krise. Es liegt an Sozi-
alistInnen, europaweit Al-
ternativen aufzubauen, um 
Kämpfe zu initiieren, or-
ganisieren und zu führen. 
Nur so kann verhindert 
werden, dass immer mehr 
Menschen, frustriert von 
den etablierten Parteien, 
zu den Rechten überlaufen. 
Nach den Wahlen werden 
schlimme Angriffe auf die 
ArbeiterInnenklasse fol-
gen, denn die Krise ist noch 
lange nicht vorbei. Arbeite-
rInnen, Arbeitslose und Ju-
gendliche müssen sich über 
Ländergrenzen hinweg ge-
nau dagegen wehren – der 
beste Schutz gegen rechte 
Hetzer!		
		  Sedef Yavuz,  	
		  Christoph Glanninger

Jetzt erst recht gegen rechts
1.000 gegen die Identitären

Die Polarisierung nimmt europaweit zu. Jetzt links aktiv werden!


